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Bericht
der Geschäftsprüfungskommissionen an die
eidgenössischen Räte über die Inspektionen und
Aufsichtseingaben im Jahre 1992

vom o.April 1993

Sehr geehrte Herren Präsidenten,
sehr geehrte Damen und Herren,

die Geschäftsprüfungskommission des Ständerates orientiert Sie im vorliegen-
den Bericht über
- die Planungs- und Koordinationsfunktion im Bereich der Aussenpolitik.

Die Geschäftsprüfungskommission des Nationalrates äussert sich zu einer Auf-
sichtseingabe betreffend
- den Vollzug der Tierschutzgesetzgebung.

Seit dem letzten Jahresbericht sind folgende Berichte erschienen:
- Hinweise zur Asylpraxis (GPK-N, Amtl. Bull. 7992 1169 ff.)
- Stellenplafonierung (GPK-N+S; Bericht und Motion, Amtl. Bull. S 7992

433 ff.)
- Die Telefonüberwachung im Bund (GPK-N, BB1 799.? 11109 ff.)
- Aufgabe und Struktur des Paul Scherrer-Instituts (GPK-S, BB11993 11463).

Wir beantragen Ihnen, von diesem Bericht Kenntnis zu nehmen.

6. April 1993 Im Namen der Geschäftsprüfungskommissionen

Die Präsidenten: Jean Cavadini, Ständerat
Rolf Seiler, Nationalrat
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I. Bericht der Geschäftsprüfungskommission des
Ständerates über ihre Inspektionen

Die Planungs- und Koordinationsfunktion im Bereich der
Aussenpolitik (Bericht der Geschäftsprüfungskommission an den
Bundesrat vom 23. Nov. 1992)

l Anlass und Vorgehensweise

Die Geschäftsprüfungskommission hat sich bereits 1987 mit der Leitungsstruktur
im Eidgenössischen Departement für auswärtige Angelegenheiten (EDA) (BB1
1987 II 735) befasst und sich dabei auf die departementsinterne und departe-
mentsübergreifende Kontrolle und Koordination konzentriert. 1990 hat die
Kommission beschlossen, darüber hinaus die Probleme der Koordination und der
Aufteilung der Verantwortlichkeiten zwischen dem Departement für auswärtige
Angelegenheiten und anderen Departementen in der Aussenpolitik zu untersuchen.

Die vorliegende Inspektion hat das Ziel, die folgenden zwei Fragen zu prüfen:
- Wie wird in der Bundesverwaltung Aussenpolitik erarbeitet und umgesetzt?
- Nach welchen Führungsgrundsätzen wird eine kohärente und koordinierte

Aussenpolitik erarbeitet?

Im Rahmen dieser Fragestellungen hat sich die Kommission auch mit der Rolle
und den Aufgaben des Politischen Sekretariats innerhalb der zentralen Dienste
der Politischen Direktion befasst.

Die Horizontale Sektion" (früher EDA:)) hat sich die notwendigen Unterlagen
beschafft und eine Reihe von Anhörungen durchgeführt (siehe Liste im
Anhang). Sie hat ausserdem die Dokumente zum Querschnittsthema 1990 der
Geschäftsprüfungskommission sowie die Ergebnisse der Inspektion des Bundes-
amtes für Verkehr in bezug auf die internationalen Beziehungen berücksichtigt.

Aufgrund der Zielsetzungen dieser Inspektion schien es der Sektion nicht zweck-
mässig, die Abläufe und Tätigkeiten des Integrationsbüros EDA/EVD, das für
die Integrationsbestrebungen der Schweiz zuständig ist, zu überprüfen. Unsere
Kommission hat das Integrationsbüro im Jahre 1988 inspiziert.

Im Verlaufe der Anhörungen wurden folgende Themen angesprochen:
- Wer ist in der Aussenpolitik federführend?
- Wie und durch wen wird in aussenpolitischen Fragen die Position der Schweiz

festgelegt?
- Wie wird die Koordination zwischen den verschiedenen mit aussenpolitischen

Angelegenheiten befassten Diensten herbeigeführt?

'> Sektion ;Hl: HH. Iten (Präsident), Cavadini Jean, Frick und Schallberger
2> Sektion EDA: Frau Josi Meier (Präsidentin). HH. Jelmini (ersetzt durch Schallberger)

und Miville

311



2 Standortbestimmung

Gemäss dem Verwaltungsorganisationsgesetz (VwoG; SR 172.010} vom 19. Sep-
tember 1978 und der Verordnung vom 9. Mai 1979 über die Aufgaben der Depar-
temente, Gruppen und Ämter (SR 172.010.15) müssen jene Ämter die Schweiz in
bezug auf die auswärtigen Beziehungen in internationalen Organisationen Vertre-
ten und internationale Abkommen vorbereiten, die für die Bearbeitung der ent-
sprechenden Fachbereiche zuständig sind. Vorbehalten ist die Zuständigkeit des
Departements für auswärtige Angelegenheiten und des Bundesamtes für Aussen-
wirtschaft.

Im Rahmen ihres allgemeinen Auftrags, die wichtigen aussenpolitischen Pro-
bleme der Schweiz zu behandeln, hat die Politische Direktion des EDA die Aufga-
be der Koordination der Arbeiten innerhalb des EDA und zwischen den verschie-
denen Departementen.

Die Direktion für internationale Organisationen hat sich mit den Beziehungen zu
den internationalen Organisationen zu befassen, vorbehaltlich der Zuständigkeit
des Bundesamtes für Aussenwirtschaft; darüber hinaus obliegt ihr die Harmoni-
sierung der von der Schweiz in internationalen Organisationen vertretenen Posi-
tionen.

Das Generalsekretariat des Eidgenössischen Departements für auswärtige Ange-
legenheiten hat ausserdem die Aufgabe der Koordination innerhalb des Departe-
ments und zwischen den Departementen.

Im Rahmen seines allgemeinen Auftrags, die Fragen der Aussenwirtschaft zu
behandeln, hat das Bundesamt für Aussenwirtschaft die Verantwortung für die
Beziehungen mit den internationalen Organisationen mit vornehmlich ökonomi-
scher Zielsetzung.

21 Rolle des Departements für auswärtige Angelegenheiten
in der Aussenpolitik

Die Gespräche der Sektion mit den Verantwortlichen des Eidgenössischen
Departements für auswärtige Angelegenheiten befassten sich vor allem mit den
Problemen der Kompetenzverteilung in der Aussenpolitik und den Koordina-
tionsaufgaben, die das Departement übernehmen muss, damit eine kohärente
Aussenpolitik der Schweiz gewährleistet ist.

Die Sektion stellte fest, dass das EDA sich dessen bewusst ist, dass die Internatio-
nalisierung in jeder Beziehung je länger je wichtiger wird, dass dies die Aufgabe
des Departements ebenfalls immer schwieriger macht, und dass gerade deshalb
die Gewährleistung einer kohärenten Aussenpolitik, vor allem in Aussenwirt-
schaftsfragen, immer dringlicher wird.

Das EDA nennt folgende Voraussetzungen für die Gewährleistung der Kohärenz
in der Aussenpolitik:
- Es müsse eine Gesamtstrategie festgelegt werden, auf die sich die verschiede-

nen Aktivitäten mit aussenpolitischen Implikationen abzustützen hätten.
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- Bei den Behörden müsse das entsprechende Bewusstsein vorhanden sein, um
die Behandlung der konkreten Einzelprobleme auf diese Gesamtstrategie aus-
zurichten.

- Das EDA müsse über alle Informationen aus anderen Departementen verfü-
gen, damit ein ständiger Überblick über die laufenden Entwicklungen gewähr-
leistet sei und die Gesamtstrategie entsprechend angepasst werden könne.

In bezug auf die Koordination übersteige es die Möglichkeiten des EDA, in je-
dem einzelnen Bereich, der internationale Kontakte beinhaltet, eine Koordina-
tionsfunktion auszuüben; es betrachte dies auch nicht als seine Aufgabe.

Das Departement verfüge über zwei hauptsächliche Mittel, um die Kohärenz der
Aussenpolitik sicherzustellen:
- Die Institutionalisierurig von Konsultationsverfahren zur Vorbereitung von

Entscheidungen;
- die Teilnahme an Delegationen, selbst an solchen, deren Leitung anderen De-

partementen übertragen ist.

Gleichwohl gebe es Schwierigkeiten bei der Ausübung einer solchen aussenpoliti-
schen Koordinations- und Kohärenzfunktion. Diese ergäben sich in der Hauptsa-
che aus der Autonomie der einzelnen Departemente, dem ungenügenden Infor-
mationsaustausch und aus der ungenügenden personellen Ausstattung des Depar-
tements mit Spezialisten für die Bearbeitung der technischen Belange im Bereich
internationaler Beziehungen.

Gegenwärtig diskutiere das Departement über die Neubestimmung seiner Rolle
zur Absicherung einer kohärenten Aussenpoiitik. Angesichts der Tatsache, dass
immer mehr Bereiche sich mit internationalen Beziehungen befassen müssten
und ein Personalmangel bestehe, erachte das Departement eine Institutionalisie-
rung der Koordination nicht mehr als vordringlich. Die Koordinationsaufgabe
wolle das EDA erfüllen, indem es die verschiedenen Ämter in bezug auf die inter-
nationalen und globalen Aspekte ihrer jeweiligen Aufgaben und Zuständigkei-
ten «sensibilisiere».

211 Rolle und Aufgaben des Politischen Sekretariats

Die Sektion sah sich veranlasst, auch das Politische Sekretariat aus dem Blickwin-
kel der Gesamtproblematik ihrer Inspektion zu prüfen, nämlich in bezug auf die
Rolle, die es in der Planung und Koordination der Aussenpolitik ausübt. Das Poli-
tische Sekretariat erfüllt zwei Hauptaufgaben: jene als Dokumentationszentrum
und jene der politischen Planung.

Als Dokumentationszentrum hat es aussenpolitisch relevante Informationen zu
sammeln, zu verarbeiten und zu verwalten. Die hauptsächlichen Informations-
quellen sind die regelmässigen Rapporte der Missionen, die auf den Analysen
und den Gesprächen an Ort basieren, Berichte der Presse, Veröffentlichungen so-
wie Tagungen und Seminare zu Spezialthemen. Diese Informationen werden
überprüft, bewertet und in zusammengefasster Form dem Departementschef, ge-
gebenenfalls auch dem Staatssekretär, den anderen Bundesdiensten und den in-
teressierten Botschaften zugänglich gemacht. Im übrigen findet monatlich zwi-
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sehen dem EDA (Politisches Sekretariat) und dem Eidgenössischen Militärde-
partement (EMD) im Rahmen der Lagekonferenz ein Austausch von Dokumen-
ten, Informationen und Analysen statt.

Die Aufgabe der politischen Planung besteht hauptsächlich darin, angesichts der
raschen und tiefgreifenden Veränderungen in unserer Umwelt (Integration, Ost-
europa, Drittweltproblematik, Sicherheitspolitik) die Ziele der Aussenpolitik
festzulegen/Die Planung umfasst auch die Ausarbeitung voti Berichten über ein-
zelne Regionen oder Länder. Diese Berichte enthalten eine Beschreibung, eine
Analyse sowie eine Bewertung der Situation. Sie tragen die notwendigen Daten
zusammen, welche im gegebenen Augenblick erforderlich sind, um den Nutzen,
den Umfang und die Dringlichkeit eines operativen Engagements der Schweiz be-
stimmen zu können.

22 Beziehungen zu den internationalen Organisationen

Die Kommission hat die Antworten der Departemente zum Querschnittsthema
1990 (internationale Beziehungen) ausgewertet und festgestellt, dass sich meh-
rere Bundesämter für ein und dieselbe internationale Organisation als federfüh-
rend betrachten. Aus diesem Grunde hat die Sektion ihre Untersuchung sowohl
der Direktion für internationale Organisationen (DIO) wie auch des für die Be-
ziehungen mit der OECD, der IEA und dem GATT verantwortlichen Bundesam-
tes für Aussenwirtschaft (BAWI) in bezug auf diese Themen (siehe Kap. 1)
vertieft. Zu dem gleichen Zweck hat die Sektion einige Ämter (siehe Liste im
Anhang) angehört, die im Rahmen der OECD für Geschäfte zuständig sind, die
speziell in ihren Verantwortungsbereich gehören.

221 Rolle der Direktion für internationale Organisationen (DIO)

Unterschiedliche Verwendung des Begriffs Federführung in der DIO

Gemäss der Verordnung über die Aufgaben der Departemente, Gruppen und
Ämter hat die DIO die Verantwortung für die Beziehungen mit den internationa-
len Organisationen (vorbehaltlich der Zuständigkeit des BAWI) und für die
Harmonisierung der von der Schweiz vertretenen Positionen in politischen Ange-
legenheiten. Angesichts der Vielfalt der Bereiche,, die von internationalen
Organisationen abgedeckt werden, und der grossen Zahl von Behörden, die dem-
entsprechend davon betroffen;sind, hat die DIO unterschiedliche Arten von Ver-
antwortlichkeiten wahrzunehmen, die jedoch beide als Federführung bezeichnet
werden.

In jenen Fällen, wo sie die politische und operative Verantwortung in einer inter-
nationalen Angelegenheit innehat (z. B. im Fall der ESA - European Space
Agency), meint Federführung eine klar definierte umfassende Zuständigkeit. Wo
hingegen andere Ämter für Angelegenheiten in ihrem speziellen Kompetenzbe-
reich verantwortlich sind, besteht die Federführung der DIO im wesentlichen in
der Aufgabe, die Politik zu koordinieren und zu harmonisieren. Diese Koordina-
tion und Harmonisierung setzt eine organisierte Kooperation zwischen den ver-
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schiedenen Departementen und Bundesämtern voraus. Diese Zusammenarbeit
passt sich den unterschiedlichen Aufgaben der verschiedenen internationalen Or-
ganisationen an.

Mittel zur Gewährleistung der Federführung

Die Mittel, um diese zwei Arten der Federführung zu gewährleisten, reichen von
der Organisation von interdepartementalen Gesprächen (z. B. vor der General-
versammlung der UNO zum Zwecke der Ausarbeitung von Schemata der Kom-
petenzverteiluhg) über Sitzungen zur Budgetkoordination, Sitzungen strategi-
scher Art zwischen den Amtsdirektoren, die in den verschiedenen internationa-
len Organisationen Verantwortlichkeiten haben, bis zu persönlichen Kontakten
und zur Information von seilen der DIO über die Grundpositionen, die an einer
bevorstehenden Konferenz zu vertreten sind.

Erschwernisse für die Ausübung der Federführung

Gemäss DIO stösst die Aufgabe der Federführung auf verschiedene Wider-
stände und Schwierigkeiten; die wichtigsten sind:
- die wachsende Zahl von internationalen Konferenzen, welche die genaue Ver-

folgung ihrer Arbeiten erschwert;
- der Personalmangel;
- eine gewisse Autonomie einzelner Ämter, die in Angelegenheiten ihres Kom-

petenzbereichs die Federführung übernehmen, birgt die Gefahr einer vermin-
derten Kohärenz der schweizerischen Position gegenüber den internationalen
Organisationen;

- einzelne Ämter sind sich der Wichtigkeit einer kohärenten Haltung der
Schweiz in den internationalen Organisationen nicht bewusst und geben Stel-
lungnahmen ab, ohne vorher die DIO darüber zu informieren;

- die DIO kann sich nicht darauf verlassen, durch die anderen Ämter ständig auf
dem laufenden gehalten zu werden;

- es werden neue Dienste für internationale Angelegenheiten in mehreren Bun-
desämtern geschaffen, deren Aufgaben gegenüber der Zuständigkeit der DIO
nicht immer genau abgegrenzt sind.

Um die Koordination effizienter zu gestalten, wäre es gemäss DIO notwendig,
dass sie in die Lage versetzt wird, in den verschiedenen Bereichen mit Beziehun-
gen zu internationalen Organisationen kompetent mitzuwirken1. Das bedeutet,
dass sie eine Anzahl Spezialisten haben müsste. um über die technische Kompe-
tenz zur Bewältigung solcher Probleme zu verfügen. Eine genauere Festlegung
des Aufgabenbereichs der Dienste anderer Ämter für internationale Angelegen-
heiten könnte auch die Harmonisierung und die Koordination verbessern.

222 Internationale Beziehungen im Rahmen der OECD, der IEA
und des GATT

Für die Kontakte mit diesen internationalen Organisationen ist das BAWI zustän-
dig. Die Ausweitung der Tätigkeiten dieser Organisationen, besonders der
OECD, auf andere als rein ökonomische Bereiche hat jedoch zur Folge gehabt,
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dass auch andere Ämter aktive Beziehungen mit diesen internationalen Organisa-
tionen unterhalten.

222.1 OECD

Die Hauptaufgabe der OECD besteht darin, den ständigen Gedankenaustausch
zwischen den nationalen Institutionen, die für spezielle Fachbereiche zuständig
sind, zu gewährleisten.

Die OECD umfasst etwa 230 Organe (ca. 60 Ausschüsse, 160 Arbeitsgruppen,
10 Untergruppen und mehrere ad-hoc-Gruppierungen von Experten). Auf der
Ebene der Bundesverwaltung sind nicht weniger als etwa dreissig Bundesämter
in sechs Departementen mit den verschiedenen Fachbereichen befasst. Hinzu
kommen die Schweizerische Nationalbank, die Eidgenössische Kartellkommis-
sion, die Eidgenössische Bankenkommission sowie verschiedene kantonale und
private Institutionen.

Auch wenn man berücksichtigt, dass die Tätigkeiten im Rahmen der OECD mei-
stens keine direkten rechtlichen Konsequenzen haben (wie das z. B. bei den
GATT-Verhandlungen der Fall ist), muss doch betont werden, dass die Bedeu-
tung dieser Organisation aus ihrer Fähigkeit erwächst, Angleichungsyorgänge
zwischen den verschiedenen Nationen in Gang zu setzen, Vorgänge, die in ihren
Auswirkungen auf die Innenpolitik mit den Wirkungen von Verträgen verglichen
werden können. Daraus ergibt sich die Bedeutung der Federführung, der Koordi-
nation und der Herstellung von Kohärenz in den Beziehungen zu dieser Organi-
sation.

Hierarchie der Federführung

Die Kommission hat festgestellt, dass die Verantwortlichen des BAWI sich der
Bedeutung einer guten Pflege der Beziehungen zur OECD bewusst sind. Gemäss
BAWI muss die Federführung hierarchisch geregelt sein. Das BAWI ist für die all-
gemeine Politik der Schweiz gegenüber der OECD zuständig, während die ande-
ren Bundesämter unter der Koordination durch das BAWI für ihre Sachbereiche
verantwortlich sind. Hierarchie in der Federführung impliziert auch, dass bei Ver-
handlungen verschiedene Ebenen unterschieden werden müssen: Das BAWI ist
für die Verhandlungen mit den Entscheidungsgremien der OECD zuständig, die
anderen Bundesämter sind es auf der Ebene der verschiedenen Ausschüsse und
Arbeitsgruppen, welche sich mit speziellen Fragen ihres Geschäftsbereichs und
ihrer Verwaltungskompetenz befassen. Nach Meinung des BAWI sollte die tech-
nische Zuständigkeit den verschiedenen Bundesämtern überlassen wrden, die
über das spezielle Fachwissen verfügen; jedoch muss die Tätigkeit dieser Ämter
in Einklang mit dem Arbeitsprogramm der Organisation bleiben. Wie die DIO ist
das BAWI unter zwei Gesichtspunkten federführend: einerseits im Hinblick dar-
auf, dass es für die Beziehungen zur OECD ganz allgemein zuständig ist, anderer-
seits dadurch, dass es in gewissen Bereichen eine fachspezifische Zuständigkeit
besitzt (z. B. bei Direktinvestitionen und bei der Handelspolitik).
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Gewährleistung der gemeinsamen Position

Die gemeinsame Position der Schweiz gegenüber der OECD sollte demnach ge-
währleistet werden durch verwaltungsinterne Konsultationen und durch vorbe-
reitende Sitzungen mit den betroffenen Bundesämtern. Diese Konsultationen
sollten auch die Koordination sicherstellen; diese ist allerdings nicht institutionali-
siert und kann nach Meinung des BAWI nur funktionieren, wenn die Beteiligten
die Weisungen befolgen und sich bewusst sind, dass sie alle die OECD betreffen-
den Informationen auch weitergeben müssen. :

Mängel in der Organisation

Aus der Anhörung einer Anzahl Bundesämter, die in ihrem Sachbereichfür Bezie-
hungen zur OECD zuständig sind, ergaben sich für die Sektion einige Hinweise
auf organisatorische Mängel in den Beziehungen zur OECD.

Für die Bundesämter, die mit zahlreichen Ausschüssen oder Arbeitsgruppen der
OECD zu tun haben, sind die Kompetenzen zwischen dem BAWI und den Bun-
desämtern zu wenig klar verteilt. Es wurde auf die Notwendigkeit einer verbesser-
ten Koordination hingewiesen; es fehlen die entsprechenden Richtlinien. Auch
sollte die Koordination institutionalisiert werden, um die bisherige Praxis zu ver-
bessern, die zu stark von den Bedürfnissen und der Bereitschaft einzelner Ämter
zur Zusammenarbeit abhängt. Die Verbesserung der Koordination könnte dem
OECDrDienst des BAWI zu einem besseren Gesamtüberblick verhelfen und
gleichzeitig die Kohärenz der schweizerischen Position sichern (vor allem in Sach-
bereichen, für die mehrere Bundesämter als Spezialdienste zuständig sind, z. B.
im Bereich .der Statistik).

Mangelnde Koordination

Die Prüfung der Standpunkte der Ämter, in Bereichen wie Bildung, Ausbildung
und Steuerangelegenheiten, in denen das BAWI nicht über eine Fachzuständig-
keit verfügt, hat gezeigt, dass diese Ämter in der Führung ihrer entsprechenden
Geschäfte eine beträchtliche Autonomie haben und eine solche auch wünschen.
Die Position, die sie in ihren Sachbereichen einnehmen, ergibt sich mehr auf-
grund einer Meinungsbildung in ihrem Departement als aufgrund von Konsulta-
tionen mit dem BAWI. Die Sektion stellte fest, dass diese Ämter die internationa-
len Aspekte berücksichtigen, ohne die durch die Aussenpolitik besonders betrof-
fenen Ämter immer einzubeziehen. Die Koordination mit dem BAWI besteht in
diesen Fällen vor allem aus einem Informationsaustausch und punktuellen Kon-
sultationen zu spezifischen aussenpolitischen Problemen.

222.2 GATT (Uruguay-Runde) und IEA

Die Sektion hat festgestellt, dass in bezug auf diese beiden Organisationen so-
wohl die Federführung, wie die gegenseitige Konsultation und Koordination zwi-
schen den verschiedenen Bundesämtern klar geregelt sind.

Beim GATT, besonders bei den Verhandlungen im Rahmen der Uruguay-Runde,
sind die Zuständigkeiten durch das Verhandlungsmandat des Bundesrates von
1987 klar definiert: das BAWI ist verantwortlich für die Position der Schweiz in
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diesen Verhandlungen. Die Arbeit ist nach Verhandlungsbereichen in Teams auf-
geteilt; in jedem Team sind die von den Verhandlungen betroffenen Verwaltungs-
dienste vertreten. Es wurde auch eine Verbindungsgruppe unter dem Vorsitz von
Staatssekretär Blankart eingesetzt, in der alle betroffenen Bundesämter sowie
die Dachverbände vertreten sind.

In bezug auf die IEA hat die Sektion festgestellt, dass die Aufteilung der Zustän-
digkeiten und die Koordination zwischen den verschiedenen Departementen, die
von den Beziehungen mit dieser Organisation betroffen sind (EDA, EVD und
E VED), zweckmässig ist. Das hängt zweifellos damit zusammen, dass an den The-
men dieser Organisation nicht derart viele Bundesämter mitwirken müssen wie
bei der OECD.

23 Vom Bundesrat vorgesehene Koordinationsmassnahmeh im
Bereich der internationalen Beziehungen
(Bericht des Bundesrates vom 27. Jan. 1992)

Zum Querschnittsthema, das unsere Kommission im Zusammenhang mit dem
Geschäftsbericht 1989 gewählt hatte, wurde ein umfangreiches Dossier über die
Entwicklung der internationalen Beziehungen der öffentlichen Verwaltung seit
1980 zusammengestellt. Dieses Dossier wurde dem Bundesrat übergeben mit der
Bitte, er möge die Antworten der verschiedenen Ämter prüfen und zuhanden der
Kommission einen Bericht erarbeiten. Darin sollte uns der Bundesrat darlegen,
welche Schlussfolgerungen sich in seinen Augen aus den gesammelten Daten er-
geben und welche Massnahmen er angesichts der immer zahlreicheren internatio-
nalen Beziehungen in der Bundesverwaltung zu ergreifen gedenkt.

Die Kommission ihrerseits hatte eine Reihe von Thesen formuliert und dem Bun-
desrat vorgelegt, insbesondere über die Federführung, die Koordination und die
Kohärenz in der Aussenpolitik. Die Kommission bat den Bundesrat, ausgehend
von diesen Feststellungen, zwei Massnahmen zur Verbesserung der Koordina-
tion der internationalen Beziehungen zu prüfen: Einerseits die Schaffung von Ko-
ordinationsstellen für internationale Fragen in allen Generalsekretariaten, ande-
rerseits, gestützt auf Artikel 48 Absatz 3 des Verwaltungsorganisationsgesetzes,
die Regelung der Organisation der internationalen Beziehungen in einer Verord-
nung.

Der Bundesrat beantwortete die Aufforderung der Kommission mit einem Bericht
über die Koordination der internationalen Beziehungen in der Bundesverwaltung,
welcher der Kommission am 27. Januar 1992 zugeleitet wurde. Darin wird folgen-
des ausgeführt:

231
1

Der Bundesrat bestätigt die Feststellung der Kommission, dass offenkundig die
Verwaltungstätigkeiten mehr und mehr internationalisiert werden. Immer mehr
Sachbereiche sind - nicht zuletzt im Zusammenhang mit einer vermehrten Zu-
wendung zu Europa - nicht mehr nur aus der Sicht der Schweiz zu meistern. Unbe-
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streitbar ist ferner, dass die Sachthemen immer technischer, spezifischer und kom-
plexer werden. Mitarbeiter mit Allgemeinwissen genügen nicht mehr; heute sind
Spezialisten gefragt. Diese Feststellung hat nicht zuletzt Bedeutung für das EDA
und seine Rolle im Koordinationsbereich.

232 .

Der Bundesrat gesteht in seinem Bericht zu, dass es zwar verschiedene Formen
departementsübergreifender Tätigkeiten und Koordinationsinstrumente gebe,
dass diese aber gewisse Schwächen, Lücken und Schwierigkeiten aufweisen könn-
ten. Die departementsübergreifende Zusammenarbeit funktioniere zwar gut, spe-
ziell was die täglichen Beziehungen und die Abwicklung der Routinegeschäfte be-
treffe, und im allgemeinen verfolge die Schweiz in ihren Beziehungen zum Aus-
land eine koordinierte und kohärente Politik; gleichwohl gebe es eine Anzahl von
Problemen in folgenden Punkten:

232.1

In der Bundesverwaltung gebe es wenige Bereiche, die nicht auch eine internatio-
nale Dimension aufweisen. Deshalb sei es wichtig, zu wissen, wer in den einzel-
nen Bereichen die Federführung zu übernehmen habe.

232.2

Seit mehreren Jahren zeichne sich zunehmend ab, dass die Verantwortung, die
ein Departement für einen Bereich in der Innenpolitik übernehme, ausschlagge-
bend sei für die Zuständigkeit dieses Departements oder eines Bundesamtes im
auswärtigen Bereich. Diese Feststellung unterstreiche die Bedeutung der Frage
nach dem Primat der Sachkompetenz. Gemäss der Verordnung vom 9. Mai 1979
über die Aufgaben der Departemente, Gruppen und Ämter sei es die Politische
Direktion des EDA, welcher die Behandlung aller wichtigen Fragen der Aussen-
politik und die Koordination der Arbeiten des Departements in diesem Bereich
obliege. Diese allzu weitgefasste Formulierung vermöge den aktuellen Erforder-
nissen nicht mehr gerecht zu werden.

232.3

Auch wenn die Verantwortlichkeiten normalerweise klar zugewiesen seien, kön-
ne es geschehen, dass in Bereichen, mit denen sich mehrere Departemente befas-
sen, bei der entsprechenden Politik ein Ungenügen in bezug auf die Kohärenz
oder die Wahrnehmung von aussen zutage trete. Dieser Verlust an Kohärenz sei
durch die Tatsache bedingt, dass immer mehr EDA-externe Dienste in aussenpo-
litischen Angelegenheiten mitwirkten oder sich allein damit beschäftigten. Das-
selbe gelte für die Aussenwirtschaftspolitik. Der Mangel an Übersicht und an
Klarheit in bezug auf die Prioritätensetzung in der Aussenpolitik könne zu wider-
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sprüchlichen Positionen (1er Schweiz führen. Darüber hinaus könne ein ungenü-
gender Informationsaustausch zwischen den Departementen Unklarheit über
die Prioritäten der Partner oder über die Gesamtinteressen der Schweiz bewir-
ken. Ein krasser Kommunikationsmangel bestehe, wenn das EDA bei aussenpoli-
tischen Aktivitäten anderer Bundesstellen gänzlich übergangen werde. Die ent-
sprechenden Folgen könnten gravierend sein. Doppelspurigkeiten auf der einen
Seite und ungenügende oder gar fehlende Beachtung von gewissen Bereichen auf
der anderen Seite könnten die Effizienz departementsübergreifender Tätigkei-
ten in erheblichem Mass beeinträchtigen. Rivalitäten und Prestigebedürfnis
könnten Verhaltensweisen erzeugen, die zu einem beträchtlichen Verschleiss von
Zeit und psychischen Energien führen.

2 3 3 • . ' . ' ! .

Im Hinblick auf diese Umstände sei der Bundesrat bestrebt, die Koordination zu
verbessern, um den Spielraum in der Gestaltung der Beziehungen zum Ausland
für die zahlreichen Bundesstellen mit auslandsorientierten Aktivitäten so zu
gestalten, dass sich eine möglichst kohärente Politik der Schweiz ergebe.

233.1

Allgemein müsse die Koordination durch eine klare und transparente Kompetenz-
Zuteilung verbessert werden. Im strukturellen Bereich müssten allzu kompli-
zierte und die Koordination behindernde Verfahrensabläufe beseitigt werden.
Unter anderem seien Verbesserungen im Personalbereich des EDA nötig (Verrin-
gerung der gegenwärtig allzu raschen Personalrotation, Spezialisierung, Erstrek-
kung des, Versetzungsrhythmus zur Zentrale). Priorität sei auch der Erhöhung
des Personalbestandes beiden Bundesstellen zu geben, die sich mit koordinations-
bedürftigen auslandsorientierten Aufgaben befassen.

233.2

Bei den Bundesstellen, die sich mit auslandsbezogenen Aufgaben befassen, sei
der wichtigen Rolle der Aussenpolitik verstärkt Beachtung zu schenken. Das be-
deute auch, dass das EDA als Partner vermehrt ernst genommen werden müsse,
und dass die Bedeutung seiner Aufgaben durch die Bundesstellen in anderen
Departementen deutlicher wahrgenommen werde. Zu diesem Zweck müsse in-
nerhalb der Bundesverwaltung der Informationsaustausch intensiviert werden.

233.3

Zahlreiche bei der interdepartementalen Arbeit auftretende Probleme seien auf
eine unklare Verteilung von Kompetenzen zurückzuführen. Diese Schwierigkei-
ten müssten durch klare Regelungen bzw. Absprachen gelöst werden. Eine
Grundvoraussetzung dafür wäre freilich die Schaffung von Klarheit über die
Bedeutung der Aussenpolitik und ihrer Prioritäten. :
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233.4

Das EDA spiele unzweifelhaft im auswärtigen Bereich und in der Koordination
der entsprechenden Tätigkeiten eine zentrale Rolle. Um die departementsüber-
greifende Zusammenarbeit zu verbessern, sei einerseits eine klare Beschreibung
der Bedeutung der Aussenpolitik und andererseits die Erarbeitung eines «Pflichten-
hefts» des EDA, das keine Unklarheiten offenlasse, notwendig. Das EDA verfü-
ge über eine sehr wertvolle, ja unverzichtbare Erfahrung für alle mit der depärte-
mentsübergreifenden Koordination befassten Bundesstellen. Diese Erfahrung,
zum Beispiel bei Verhandlungen, bei der korrekten Gestaltung zwischenstaatli-
cher Beziehungen, im internationalen Recht usw. müsse künftig besser genutzt
werden. , .

233.5

Bei der Organisation des EDA und seines Instrumentariums sei in erster Linie
eine Erhöhung der Zahl der Mitarbeiter erforderlich, die im Koordinationsbe-
reich arbeiten. Darüber hinaus müsse das EDA das «Generalistenkonzept» kri-
tisch überprüfen. Dieses Prinzip solle aufgegeben werden; stattdessen sollen ein-
zelne Mitarbeiter vermehrt ausschliesslich für bestimmte Spezialbereiche freige-
stellt werden können. Ferner solle zur Erhöhung der Effizienz bei departements-
übergreifenden Tätigkeiten das Rotationsprinzip weniger strikte angewendet
werden.

233.6

Die Transparenz bei den internationalen Diensten solle erhöht werden: Viele die-
ser Dienststellen pflegen heute direkte Beziehungen zum Ausland, ohne dass das
EDA in Bern eingeschaltet wird.

233.7

Zur Koordination sollen zwei weitere Massnahmen ergriffen werden: die Verstär-
kung der Rolle der Konferenzen der Pressedienste und die Koordination der Reise-
und Besuchsabsichten der Bundesräte durch deren regelmässige Erfassung, mit
der das EDA zu beauftragen wäre.

233.8

Zur Verbesserung der Koordination in den internationalen Beziehungen sei ein
Vertrauensverhältnis zwischen den Partnern in den Bereichen der departements-
übergreifenden Tätigkeit und in der Zusammenarbeit zu schaffen. Es gehe folglich
nicht um die Erarbeitung von Koordinationsrichtlinien, sondern um die Festle-
gung von «Spielregeln», die vom Grundsatz ausgehen, dass alle, die internatio-
nale Kontakte pflegen, letztlich «am gleichen Strick ziehen» sollen.
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234

Die Geschäftsprüfungskommission hatte dem Bundesrat zwei Massnahmen zur
Verbesserung der Koordination vorgeschlagen: Erstens die Bezeichnung von
«Koordinatoren» in allen Departementen und zweitens den Erlass einer Verord-
nung zur Regelung der Pflege der internationalen Beziehungen in der Bundesver-
waltung. Nach Ansicht des Bundesrates hätte die Schaffung von Koordinatoren-
stellen für internationale Fragen in den Departementen den Vorteil, dass es klar
festgelegte Ansprechpartner geben würde, vorausgesetzt; deren Funktionen
seien eindeutig definiert.

Die Regelung der internationalen Beziehungen in einer Verordnung erachte er
als keine geeignete Lösung. Angesichts der grossen Zahl von Tätigkeitsbereichen
des Staates mit Auslandsbezug wäre es wenig sinnvoll, alle davon betroffenen
Gruppen und Ämter einzeln aufzuzählen. Eine Verordnung müsste sich deshalb
auf die Festlegung allgemeiner Bestimmungen beschränken. In Anbetracht der
unterschiedlichen Dichte und Gestaltung dieser Kontakte mit dem Ausland wür-
de das bedeuten, dass die Bestimmungen entweder sehr detailliert sein müssten,
um alle Eventualitäten abzudecken, oder im Gegenteil sehr allgemein, um eine
weitere Interpretation zu erlauben. Beide Lösungen wären unbefriedigend. Es
wäre deshalb sinnvoller, die EDA-Weisung 502 zu aktualisieren und zu ergänzen,
welche die zum direkten Verkehr mit den schweizerischen Auslandvertretungen
berechtigten Bundesstellen bestimmt.

3 Schlussfolgerungen der Geschäftsprüfungskommission

Aufgrund der Inspektion ist die Kommission zu einigen Feststellungen in bezug
auf die Führung der schweizerischen Aussenpolitik gelangt.

31 Führung der Aussenpolitik

311

Die Behandlung internationaler Probleme ist nicht mehr denjenigen Diensten vor-
behalten, denen diese Aufgabe traditionellerweise oblag. Dieser Sachverhalt be-
trifft nicht nur das EDA, sondern auch das BAWI. Letzteres vor allem muss sei-
ner zweifachen Eigenschaft als Spezialdienst und als Vertreter der Schweiz nach
aussen in wirtschaftlichen Fragen Rechnung tragen. Es muss heute vermehrt die
Tätigkeit von Bundesämtern koordinieren, die andere, aber mit der Wirtschafts-
politik zusammenhängende Sachbereiche betreuen.

312

Der Begriff «Aussenpolitik» deckt nicht mehr die gleiche Wirklichkeit wie früher
ab. In jedem Sachbereich der Innenpolitik finden sich auch aussenpolitische Kom-
ponenten. Es ist deshalb nicht mehr möglich, von «Aussenpolitik» als einem Spe-
zialbereich zu sprechen, für den die Zuständigkeiten innerhalb der öffentlichen
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Verwaltung klar umrissen sind und direkt zugeordnet werden können. Diese Fest-
stellung gilt auch für die Aussenwirtschaftspolitik.

313

Die Antworten auf unsere Querschnittsfrage, die Auskünfte, welche wir im Rah-
men unserer Inspektion erhalten haben, sowie der Bericht des Bundesrates vom
27. Januar 1992, lassen die Feststellung zu, dass in der Führung der Aussenpolitik
keine Konzeption vorhanden ist, die dieser neuen Situation Rechnung trägt, und
dass infolgedessen die Komponente «Aussenpolitik« an die verschiedenen Sach-
dienste delegiert wird.

Diese Aufgabenaufsplitterung führt zur Ausbildung von sektoriellem Teilwissen
auf dem Gebiet der Aussenpolitik, was folgende Mängel nach sich zieht:
- Kohärenzverlust der schweizerischen Position in den verschiedenen internatio-

nalen Gremien;
- Führungsmangel in der globalen schweizerischen Aussenpolitik;
- Doppelspurigkeiten in der Arbeit (vgl. die Schaffung von Diensten für interna-

tionale Angelegenheiten in verschiedenen anderen Departementen und die
Schaffung von Spezialistenstellen im EDA zur Bearbeitung von Sachfragen).

314

Nach Ansicht der Kommission zeigt das Beispiel der OECD, dass die Verwaltung
noch über keine Strukturen für eine Führung der Aussenpolitik verfügt, die der
zunehmenden Internationalisierung aller politischen Bereiche gerecht werden.

Die unterschiedlich wahrgenommenen Beziehungen zur OECD entsprechen der
Organisation der dezentralisierten, an segmentiertes Arbeiten gewöhnten Bundes-
verwaltung; sie erfordern einen beträchlichen, nicht immer erfolgreichen Auf-
wand an Koordination zur Festlegung einer gemeinsamen Position gegenüber die-
sen Organisationen.

Der Begriff der Federführung ist ziemlich problematisch. Die Tatsache, dass die-
ser Ausdruck für die verschiedenen Bundesämter nicht den gleichen Inhalt ab-
deckt, zeigt, dass er eher aus der segmentierten Arbeitspraxis der Verwaltung als
aus neuen Strategien abgeleitet ist.

315

In bezug auf das EDA stellt die Kommission fest, dass die Verantwortlichen ange-
sichts dieser neuen Situation der Aufsplitterung und Delegierung der Aussenpoli-
tik Zögern an den Tag legen. Die gegenwärtige Strategie besteht darin, einerseits
in bezug auf die Beziehungen der Schweiz zum Ausland Schwerpunkte zu setzen
und sich andererseits auf die Sensibilisierung zu konzentrieren. Dies zeigt, dass
das EDA sich entschlossen hat, eine sektorielle Politik zu betreiben, die sich auf
seine traditionellen Aufgaben beschränkt.
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316

In bezug auf die Planung, wie sie gegenwärtig durch das Politische Sekretariat
wahrgenommen wird, ist die Kommission der Meinung, dass es sich dabei nicht
um Planung im eigentlichen Sinne handelt. So wie die politische Planung gegen-
wärtig verstanden wird, besteht sie in der Ausarbeitung von Analysen ausschliess-
lich zu EDA-interner Verwendung, speziell zuhanden des Departementschefs
und des Staatssekretärs. Sie beschränkt sich also auf einen EDA-internen Dienst
auf der Grundlage von Prioritäten, die durch die Ziele der eigenen Aussenpolitik
des Departements bestimmt werden. Der Inhalt der aussenpolitischen Analysen
des Politischen Sekretariats wird anderen Departementen nicht genügend zur
Kenntnis gebracht.

Nach Auffassung der Kommission bedeutet Planung die Ausarbeitung von Ent-
würfen als Richtschnur und Bezugsgrössen, auf die sich alle Beteiligten in einer
gegebenen Politik (in diesem Falle der Aussenpolitik) beziehen können. Eines
der Hauptziele der Planung sollte in der Steigerung der Kohärenz, d. h. in der
Harmonisierung der Strategien und des Verhaltens zur Erreichung gemeinsamer
Ziele bestehen. . ,

317

Die gleichen Feststellungen kann man in bezug auf das Dokumentationszentrum
machen. Die Sammlung und Auswertung der Informationen sind (abgesehen von
Arbeiten für die Lagekonferenz und den Nachrichtendienst des EMD) im wesent-
lichen durch die Bedürfnisse des Departementschefs und des Staatssekretärs be-
stimmt. Die Beschaffung von Informationen über aussenpolitische Belange bei
anderen Departementen ist nicht institutionalisiert. Die Kommission stellte auch
fest, dass das System der Informationsbeschaffung (Informationsnetz, Kriterien,
Häufigkeit) auf Methoden basiert, die als überholt zu bezeichnen sind, und dass
die Auswertung der Informationen den gegenwärtigen Anforderungen im Hin-'
blick auf die Entscheidungsfindung (zum Beispiel im Krisenfall) nicht genügt. In
solchen Fällen ist das EDA nicht genügend mit technischen Mitteln ausgerüstet,
um die relevanten Informationen den heutigen Anforderungen entsprechend aus-
zuwerten und zu speichern. Eine elektronische Datenbank des EDA mit den
wichtigsten Informationen über unsere Aussenbeziehungen besteht noch nicht,
ebenso ist der Zugriff auf externe Datenbanken nicht gewährleistet.

32 Bewertung der vom Bundesrat vorgeschlagenen Massnahmen
zur Koordination im Bereich der Aussenpolitik

Die Kommission ist vom Bericht des Bundesrates vom 27. Januar 1992 insofern
nicht befriedigt, als er die Schwächen und Mängel nicht deutlich darstellt und kei-
ne angemessenen Verbesserungsmassnahmen vorlegt. Der Bundesrat erörtert
zwar - allerdings eher in der Form von Annahmen denn als Feststellungen - eine
Anzahl von Problemen und Schwächen in der Organisation der Aussenpolitik
(Zuweisung der Federführung, Mangel an Kohärenz, departementsübergrei-
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fende Zusammenarbeit). Die positive Einschätzung der departementsübergrei-
fenden Zusammenarbeit ist ebenfalls aus der Auswertung der Antworten der ver-
schiedenen Dienststellen zur Umfrage unserer Kommission im Zusammenhang
mit dem Querschnittsthema abgeleitet. Es wird gesagt, dass in bezug auf diese Zu-
sammenarbeit im allgemeinen keine Kritik geübt worden sei, dass ganz im Gegen-
teil die Koordination als gut qualifiziert werde. Diese Feststellung kann nach An-
sicht der Kommission unterschiedlich interpretiert werden; jene als korrektes
Funktionieren der Koordination ist nicht die einzig mögliche. Die Schwächen der
gegenwärtigen Aussenpolitik können zumindest für die Aktivitäten der einzel-
nen Abteilungen der Verwaltung ebensosehr Handlungsfreiräume wie Fesseln
bedeuten.

Nach Ansicht der Kommission stellen die vom Bundesrat in konjunktivischer
Form erwähnten Schwierigkeiten im Bereich der Führung der Aussenpolitik in
Tat und Wahrheit Funktions- und Koordinationsmängel dar. Diese Funktions-
mängel erfordern eine vertiefte Behandlung der Probleme, die über die einfache
Durchführung einzelner vom Bundesrat vorgeschlagener Verbesserungsvor-
schläge hinausgeht. Der Bericht verstärkt den Eindruck der Kommission, dass
die Strukturen und eine Gesamtstrategie für eine koordinierte Führung der Aus-
senpolitik fehlen.

Folgende Punkte in der Antwort des Bundesrates erscheinen der Kommission pro-
blematisch:

321

Die Voraussetzung, dass jener, welcher über die finanziellen Mittel verfügt, die
Verantwortung für einen Bereich übernimmt (Kriterium der Budgethoheit), ist
der heutigen Komplexität der Führungsstruktur der Aussenpolitik nicht angemes-
sen. Nach Ansicht der Kommission müssen zuerst die allgemeinen Zuständigkei-
ten abgegrenzt werden; erst anschliessend können die Mittel über das Budget zu-
gewiesen werden.

322

Der Abschnitt über die Federführung und das Primat der Sachkompetenz zeigt,
dass es keinerlei Gesamtkonzeption oder Strategie gibt. Nach Meinung der Kom-
mission sollte aber gerade in diesen Bereichen (Federführung und Sachkompe-
tenz) die Reflexion über angemessene Lösungen ansetzen.

323

Der Bundesrat hebt hervor, dass die Gefahr der Inkohärenz in der schweizeri-
schen Aussenpolitik umso grösser wird, je mehr Nicht-ED A-Stellen bei aussenpo-
Htischen Tätigkeiten mitwirken oder sich allein damit befassen. Dieser Verlust an
Kohärenz, wird um so gravierender, je ungenügender der Informationsaustausch
ist, je mehr Doppelgleisigkeiten es gibt, je mehr bestimmte Breiche ungenügend
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abgedeckt werden und je mehr Rivalitäten und Prestigebedürfnis Überhand neh-
men. , :

Die Kommission kann dieser Analyse nur zustimmen, aber sie ist gleichzeitig der
Ansicht, dass: der Bundesrat zu wenig die Ursachen dieser Schwächen beachtet.
Nach Meinung der Kommission beeinträchtigt der Mangel an Kohärenz die Füh-
rung in der Aussenpolitik.

324 Die Verbesserungsvorschläge des Bundesrates erscheinen der
Kommission unzureichend:

a. Die vorgeschlagenen Massnahmen lassen nicht erkennen, ob sie untereinan-
der einen Zusammenhang aufweisen und auf einer wohldefinierten Konzep-
tion der Führungsstruktur der Aussenpolitik aufbauen. Es reicht nicht aus,
wenn als Massnahme vorgeschlagen wird, der Stellenwert der Aussenpolitik
solle besser sichtbar gemacht, und das EDA solle als Zusammenarbeitspart-
ner der anderen Bundesstelten ernster genommen werden. Es ist nur sinn-
voll, die Bedeutung der Aussenpolitik und des EDA als Partner verstärkt zu
berücksichtigen, wenn eine klare Konzeption der Führungsstruktur der Aus-
senpolitik und ihrer Prioritäten sowie der Rolle, die das EDA dabei spielen
soll, existiert. Der Bericht des Bundesrates vom 27. Januar 1992 stellt zu
Recht fest, dass das EDA über sehr wertvolle Erfahrung im Bereich der in-
ternationalen Beziehungen verfügt (Erfahrung bei Verhandlungen, bei der
korrekten Gestaltung zwischenstaatlicher Beziehungen, im internationalen
Recht usw.), und dass diese Erfahrung besser genutzt werden sollte. In dem
Masse, als diese Erfahrung als unverzichtbar betrachtet wird, sollten auch
die anderen Ämter darauf verwiesen werden und nicht nach ihrem Gutdün-
ken handeln können. Der Bericht bestätigt die Feststellungen der Kommis-
sion, dass das EDA eine zögernde Haltung an den Tag legt und sich auf die
Bearbeitung der ihm traditionellerweise zugewiesenen Tätigkeitsbereiche
beschränkt.

b. Dem Vorschlag der Gesschäftsprüfungskommission, die internationalen Be-
ziehungen in einer Verordnung zu regeln, setzt der Bundesrat als Lösungs-
möglichkeit entgegen, die Weisung 502 zu aktualisieren und zu vervollständi-
gen. Diese Weisung regelt jedoch lediglich die direkten Beziehungen be-
stimmter Bundesämter mit den schweizerischen Vertretungen im Ausland.
Die Kommission ist der Ansicht, dass diese Massnahme für eine durchgrei-
fende Lösung der Probleme in der Führung der Aussenpolitik wenig geeig-
net ist. Mit Überraschung stellte sie im übrigen fest, dass diese Weisung vom
15. April 1966 datiert (und nur zehn Ämter aus vier Departementen, näm-
lich dem EJPD, EMD, EFD und EVD, betrifft) und seither nicht mehr auf
den neuesten Stand gebracht worden ist.

c. Der Bundesrat begründet seine ablehnende Haltung gegenüber einer Rege-
lung der internationalen Beziehungen der Bundesverwaltung in einer Ver-
ordnung damit, dass die Zahl der Tätigkeitsbereiche mit Auslandsbezug
und die Zahl der betroffenen Ämter zu gross ist (es ist schwierig; allgemeine
Regeln zu formulieren, die auf verschiedenartige Gegebenheiten angewen-
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det werden können). Die Kommission ist der Ansicht, dass eine Verordnung
allgemeine Bestimmungen enthalten sollte und dass die auf den Einzelfall
zugeschnittenen Bestimmungen in Weisungen geregelt werden sollten.

Zusammenfassend halten wir fest, dass der Bericht des Bundesrates vom 27. Ja-
nuar 1992 die Feststellungen bestätigt, welche die Kommission im Verlaufe ihrer
Inspektion gewonnen hat.

Es braucht ein klares Konzept für die Führung und die Koordination der interna-
tional ausgerichteten Tätigkeiten der Verwaltung.

Das EDA muss die Führungsrolle in der Aussenpolitik übernehmen, damit deren
Kohärenz gewährleistet ist.

Die Prinzipien der Federführung und des Primats der Sachkompetenz, wie sie
heute umschrieben sind, genügen nicht mehr, um auf neue Anforderungen in der
Führungsstruktur der Aussenpolitik reagieren zu können. Federführung und
Primat der Sachkompetenz in einem Bereich der Innenpolitik dürfen nicht auto-
matisch die Verteilung der Zuständigkeiten im aussenpolitischen Bereich be-
gründen, weil dies zu einer Zerstückelung der Aussenpolitik in Einzelinteressen
führt.

Nach Ansicht der Kommission genügen die Vorschläge des Bundesrates zur
Verbesserung der Situation nicht, um die neuen aussenpolitischen Realitäten
zu meistern.

4 Empfehlungen

Aufgrund der Überlegungen im vorangehenden Kapitel macht die Geschäftsprü-
fungskommission folgende Empfehlungen:

41

Der Bundesrat wird eingeladen, sein Konzept für die Führung der Aussenpolitik
vorzulegen.

Dieses Konzept soll den folgenden Elementen Rechnung tragen.

411 Zuständigkeit des EDA, Federführung und Primat der
Sachkompetenz

Dieses Konzept soll klar angeben:
- welche Zuständigkeiten das EDA in der Führung und Koordination der Aus-

senpolitik hat, um deren Kohärenz zu gewährleisten;
- nach welchen Grundsätzen die Federführung zugewiesen wird und
- nach welchen Grundsätzen das Primat der Sachkompetenz berücksichtigt wird.
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412 Planung der Aussenpolitik

Die Aussenpolitik muss so geplant werden, dass durch die Harmonisierung von
Haltung und Strategien die aussenpolitische Kohärenz gestärkt werden kann.
Die politische Planung muss einen Bezugspunkt bilden, an dem sich alle Verwal-
tungseinheiten, die im Rahmen ihrer Aufgaben auch aussenpolitische Ziele ver-
folgen, orientieren können.

413 Koordination

Es ist festzustellen, dass die Zahl der Aussendienste des EDA, die sich an aussen-
politischen Aktivitäten beteiligen oder sie gar allein durchführen, steigt. Darum
ist der Bundesrat eingeladen aufzuzeigen, wie er die Koordination im Bereich der
Aussenpolitik zu organisieren gedenkt. Dabei muss er auch der Koordination
zwischen den Verwaltungsstellen, die von den Arbeiten der verschiedenen inter-
nationalen Organisationen betroffen sind, Rechnung tragen, um die Kohärenz
zwischen Innen- und Aussenpolitik sicherzustellen.

42

Aufgrund dieses Konzeptes für die Führung der Aussenpolitik wird der Bundesrat
eingeladen:

421

zu prüfen, ob die heutige Organisation der Politischen Direktion den neuen
Anforderungen der Aussenpolitik noch zu genügen vermag;

422

zuhanden der Geschäftsprüfungskommission die Planungsaufgabe des Politi-
schen Sekretariats zu umschreiben (Ziele und Mittel);

423

Massnahmen zu ergreifen, um das politische Sekretariat als Dokumentationszen-
trale mit allen modernen technischen Mitteln (Informatik- und Kommunikations-
mittel) auszustatten, damit Sammlung und Verarbeitung der Informationen einer-
seits den heutigen Erfordernissen einer raschen und sachdienlichen Information
und anderseits seiner Aufgabe der politischen Planung zu genügen vermögen. In
diesem Sinne empfiehlt die Geschäftsprüfungskommission dem Bundesrat, den
Ausbau dieses Dokumentationszentrums zum Kpordinationsinstrument im Be-
reich der aussenpolitischen Information innerhalb der Verwaltung ins Auge zu
fassen. In diesem Zusammenhang sollte auch geprüft werden, ob es nicht möglich
wäre, dem Politischen Sekretariat den strategischen Nachrichtendienst, dessen
Schaffung gegenwärtig geprüft wird, anzugliedern.
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424

gestützt auf Artikel 48 Absatz 2 des Verwaltungsorganisationsgesetzes eine Ver-
ordnung zu erlassen, die die internationalen Beziehungen in der Verwaltung re-
gelt.

43
!

Die Geschäftsprüfungskommission ersucht den Bundesrat, bei der Erarbeitung
eines Konzepts für die Führung der Aussenpolitik den neuen Anforderungen des
Artikels 47blsa des Geschäftsverkehrsgesetzes Rechnung zu tragen. Dieser Arti-
kel regelt die Beteiligung des Parlaments an der Aussenpolitik.

5 Weiteres Vorgehen

Die Geschäftsprüfungskommission hat den Bundesrat ersucht, ihr bis am 20. Ja-
nuar 1993 mitzuteilen, welche Konsequenzen er aus diesem Bericht zu ziehen ge-
denkt. Die Kommission wird sich Ende 1993 nach dem Stand der getroffenen
Massnahmen erkundigen.

6 Antwort des Bundesrates (vom 20. Jan. 1993)

Der Bundesrat hat sich an seiner Sitzung vom 20. Januar 1993 mit den von der
Geschäftsprüfungskommission aufgeworfenen Fragen und Vorschlägen befasst
und ist dabei zu folgenden Schlussfolgerungen gekommen.

Der Bundesrat begrüsst grundsätzlich die Stossrichtung des Berichtes der GPK,
welcher auf klare Zuständigkeiten, eine verbesserte Planung und Koordination
sowie eine Stärkung der Organisationsstrukturen in der Aussenpolitik abzielt.
Wie die nachfolgenden Ausführungen zeigen, werden eine Reihe konkreter
Schritte, welche den Intentionen der GPK entsprechen, ins Auge gefasst oder
sind bereits unternommen worden. Sie machen deutlich, dass das EDA eine
erhöhte aussenpolitische Führung und Koordination nicht nur wünscht, sondern
aktiv anstrebt. Die Politische Direktion will die ihr in der Verordnung über die
Aufgaben der Departemente, Gruppen und Ämter, vom 9. Mai 1979 (SR
172.010.15) zugewiesenen Führungs- und Koordinationsfunktionen innerhalb
des EDA und zwischen den Departementen wahrnehmen und sich entsprechend
organisieren. Sie wird die stark gewachsenen Aufgaben in dem Masse besser lö-
sen können, als zusätzliche personelle Ressourcen zur Verfügung gestellt werden.

Der Bundesrat stellt weiter fest, dass der Bericht der GPK die bereits bestehen-
den Koordinationsorgane und -mechanismen zu wenig berücksichtigt. Dadurch
wird verkannt, dass das für die Schweiz typische Kollegialitäts- und Konsensprin-
zip mit den dafür charakteristischen Konsultations- und Vernehmlassungsver-
fahren bereits heute zu einer relativ stark ausgebauten politischen Koordination
führen. Und schliesslich lassen zentrale Begriffe einen breiten Interpretations-
spielraum offen. Dies gilt insbesondere für die Begriffe der Aussenpolitik, der
Planung, der Kohärenz und der Koordination.
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Zu den Empfehlungen möchte der Bundesrat aus heutiger Sicht folgendes fest-
halten:

Zuständigkeit^ Federführung, Sachkompetenz - Koordination

Hinsichtlich der Zuständigkeiten des EDA, der Federführung und des Primates
der Sachkompetenz (GPK-Berieht, Punkt 411) ist zunächst darauf hinzuweisen,
dass Aussenpolitik die Gesamtheit der Aussenbeziehungen umfasst und sich
nicht auf einzelne Bereiche beschränkt. Sie definiert sich in erster Linie durch die
Adressaten (andere Staaten, inter- und supranationale Organisationen),;d. h. sie
ist das gegen aussen gerichtete politische Handeln der Schweiz,als souveränes
Völkerrechtssubjekt. Die verschiedenen Politikbereiche wie Wirtschafts-, Um-
welt-, Sicherheits-, Drogen-, Sozialpolitik usw. haben somit immer auch eine aus-
senpolitische Dimension. Es ist Aufgabe der Aussenpolitik, die schweizerischen
AnHegen in diesen und anderen Bereichen zu fördern. Um eine wirkungsvolle
Vertretung der Interessen der Schweiz zu sichern, ist daher eine kohärente Aus-
senpolitik erforderlich. Diese Kohärenz verlangt eine enge gegenseitige Abstim-
mung aller nach aussen gerichteten Tätigkeiten. AlLfäliige Zielkonflikte werden
vom Bundesrat nach Vornahme einer Güterabwägung gelöst.

Die erwähnte Verordnung über die Aufgaben der Departemente, Gruppen und
Ämter vom 9. Mai 1979 beschreibt, wie Kompetenzen zwischen dem EDA und
Ämtern anderer Departemente ausgeschieden werden. Drei Aspekte sind dabei
besonders wichtig:
Erstens wird in Artikel 2 Buchstabe b festgelegt, dass das EDA die auswärtigen
Angelegenheiten besorgt. Buchstäbe a legt zudem einen Kernbereich von Auf-
gaben fest.
Zweitens wird eine Koordinationskompetenz für wichtige aussenpolitische Fra-
gen innerhalb des EDA und zwischen den Departementen (Art. 3 Ziff. 2 Est. a
und b) statuiert, welche der Politischen Direktion zukommt.
Drittens legt, was die Kompetenzausscheidung zwischen den Departementen be-
trifft, Artikel l Buchstabe i - unter Vorbehalt der Zuständigkeiten von EDA und
EVD (BAWI) - den Primat der Sachkompetenz der einzelnen Ämter fest.

Für die Anwendung der erwähnten Verordnung erachtet der Bundesrat folgende
Grundsätze als massgebend: ;
- Dort, wo das EDA gemäss der Verordnung materiell zuständig ist, nimmt es

diese Zuständigkeit wahr und informiert die anderen Departemente über
seine Tätigkeit.

- Dort, wo ein arideres Departement oder Amt materiell zuständig ist, kommt
dem EDA bezüglich wichtiger aussenpolitischer Aspekte eine Beratungs- und
Koordinationsfunktion zu.

Die Koordination kann auf verschiedenen Wegen sichergestellt werden:
a. durch ein Instruktionsmonopol (vgl. z.B. das Modell des Integrations-

büros mit Bezug auf die EG);
b. durch rechtlich verbindliche Konsultationspflichten in bestimmten Sachbe-

reichen (z. B. Kriegsmaterialexporte);
c. durch eine umfassende Informations- und Konsultationspflicht für alle

Bereiche, in welchen keine Verfahren im Sinne von den Buchstaben a und b
vorgesehen sind.
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Voraussetzung für die Wahrnehmung dieser Koordinationsaufgaben sind:
- Andere Departemente und Ämter müssen das EDA und, wo dies zuständig ist,

auch das EVD/BAWI über ihre internationalen Beziehungen vor den Kontak-
ten und nachher informieren; dies könnte daher als wichtiger Grundsatz in
eine Verordnung mit ausgeprägt normativem Charakter gemäss der Anregung
in Punkt 424 des Berichtes der GPK aufgenommen werden.

- Das EDA muss dadurch in die Lage versetzt werden, sich jederzeit einen
Gesamtüberblick über die Beziehungen der Schweiz mit einem Land oder ei-
ner internationalen Organisation zu verschaffen, um damit seinerseits die an-
dern Departemente nützlich beraten und informieren zu können. Dazu ist eine
zügige Realisierung bereits begonnener Informatisierungsprojekte besonders
wichtig.

- Schliesslich müssen bestehende Arbitrageinstanzen genutzt werden und, wo
solche fehlen, neu geschaffen werden.

Generell wird das EDA immer dann eine besonders aktive Koordinationsrolle
übernehmen, wenn eine Frage offensichtlich aussenpolitisch wichtig definiert
werden kann. (Beispiel Jugoslawienkonflikt: Sonderstab Jugoslawien unter Lei-
tung der Politischen Abteilung 1. Beispiel Stellung der Schweiz in der europäi-
schen Sicherheitsarchitektur: Informelle Gruppe europäische Sicherheitsstruktu-
ren unter Leitung des Staatssekretärs. Beispiel Vorbereitung Rio-Konferenz:
Schaffung einer Struktur zur Koordination der schweizerischen Position unter
Beteiligung von 15 Bundesämtern. Beispiel Osthilfe: Interdépartementales Pro-
grammkomitee).

Konzept zur Führung der Aussenpolitik

Der Bundesrat ist grundsätzlich einverstanden mit der Ausarbeitung eines
Konzeptes zur Führung der Aussenpolitik (Punkt 41). Ein solches kann aller-
dings nicht losgelöst von politischen Inhalten formuliert werden; es muss viel-
mehr Teil eines umfassenderen aussenpolitischen Konzeptes sein. Letzteres wird
im «Bericht über das Konzept der Aussenpolitik in den 90er Jahren» enthalten
sein. Der Entwurf des Berichtes, dessen definitive Fertigstellung sich aus bekann-
ten Gründen verzögert, nimmt eine Analyse der aussenpolitischen Lage der
Schweiz vor, legt die aussenpolitischen Ziele fest, definiert die zur Zielerreichung
zur Verfügung stehenden Mittel, weist auf internationale Mitwirkungsdefizite
der Schweiz hin und definiert in LTmrissen die aussenpolitischen Prioritäten für
die 90er Jahre. Basierend auf diesen Ausführungen schliessen sich1 Erläuterungen
zu Fragen der aussenpolitischen Kohärenz an. in welchen Kohärenzbedürfnisse
auf verschiedenen Ebenen geortet werden. Entsprechend vielfältig stellen sich
Probleme der Kompetenzausscheidung und Koordination, welche im Bericht zur
Aussenpolitik angesprochen werden.

Das EDA ist gewillt, seine Führungsrolle im Bereich der Aussenpolitik wahrzu-
nehmen. Dieser Wille kommt u. a. in seinen Initiativen zum Ausdruck, die Lei-
tung interdepartementaler Koordinationsorgane, wo der schweizerische Stand-
punkt zu wichtigen aussenpolitischen Fragen erarbeitet wird, zu übernehmen.
Diese Standpunkte werden auch vom EDA gegen aussen vertreten.



In der Wahrnehmung dieser Führungsrolle respektiert das EDA selbstverständ-
lich die in der Verordnung über die Aufgaben der Departemente, Gruppen und
Ämter festgehaltenen sektorspezifischen Zuständigkeiten einzelner Ämter im
Bereich der internationalen Zusammenarbeit. Die in diesen Bereichen vertrete-
nen Positionen müssen .aber im Einklang mit den grundsätzlichen aussenpoliti-
schen Standpunkten stehen. Daher auch die Bedeutung der interdepartementa-
len Koordination. . • . • . : • ' i

Planung

Im Sinne der Umschreibung von strategischen Zielen, Haltungen und Tätigkeits-
absichten stellt der Bericht über die Legislaturplanung 1992-95 schon heute eine
wichtige Grundlage auch für die Aussenpolitik dar. Der erwähnte Bericht zur
Aussenpolitik in den 90er Jahren soll diese weiterführen, vertiefen und aus-
bauen. Allerdings ist im Vergleich zur Innenpolitik die aussenpolitische Planung
schwieriger, weil sich das internationale Umfeld unseren Einflüssen weitgehend
entzieht und die Umsetzung der Planung erschwert. (Vgl. auch die nachfolgen-
den Ausführungen zum,Politischen Sekretariat der Politischen Direktion.)

Organisatorische Anpassungen

Um die aussenpolitischen Koordinationsaufgagen optimal wahrzunehmen, ist
im EDA insgesamt und in der Politischen Direktion im besonderen eine breite
Überprüfung der Aufgaben und Funktionen der einzelnen Dienste durchgeführt
worden, welche zu ersten konkreten Vorschlägen geführt hat. Diese müssen im
Laufe dieses Jahres allerdings noch weiter vertieft und dann umgesetzt werden.
Drei Stossrichtungen stehen im Vordergrund:

a. Innerhalb der Politischen Direktion wird den erhöhten interdepartementa-
len Koordinationsbedürfnissen durch eine Stärkung der Koordinationskom-
petenz Rechnung getragen. .

b. Innerhalb des Departementes bestehen erste, im Laufe des Jahres noch wei-
ter zu vertiefende Anregungen, nicht zuletzt auch im Zusammenhang mit
der Realisierung von Beschlüssen im Rahmen der Regierungsreform.

c. Zwischen den Departementen sollten grundsätzlich .dauernde Konsulta-
tions- und Koordinationsstrukturen nur dort geschaffen werden, wo tatsäch-
lich dauerhafte Aufgaben absehbar sind. Für solche gibt es aber schon heute
entsprechende Mechanismen (Interdepartementaler Ausschuss Integra-
tion; Interdepartementaler Ausschuss Wissenschaft und Forschung; Inter-
départementales Programmkomitee sowie Fachgruppen für die Unterstüt-
zung ost- und mitteleuropäischer Länder). Daneben sind problembezogene
Ad-hoc-Gruppen von Bedeutung, welche je nach Sachlage unter Führung
oder mindestens Beteiligung des EDA einberufen werden (Sonderstab Ju-
goslawien). Schliesslich sei auf die Generalsekretärekonferenz als oberstes
Koordinationsorgan verwiesen.

Die drei Ebenen übergreifend, sind Vorschläge bezüglich der Verbesserung der
Arbeitsabläufe in Bearbeitung.. Diese gehen in Richtung der Erarbeitung einer
Aufgabenmatrix für das EDA, welche Zuständigkeiten und Koordinationsauf-
gaben deutlicher macht. •
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Politisches Sekretariat

Das Anliegen, das Politische Sekretariat als Dokumentationszentrale mit moder-
nen Mitteln auszustatten, wurde bereits vor einiger Zeit - unterstützt durch die
GPK - vom EDA selber aufgenommen. Zurzeit wird der Pilotbetrieb einer infor-
matisierten und umfassenden Länderdatenbank vorbereitet. Bei dessen erfolgrei-
chem Abschluss ist noch für dieses Jahr die Ausdehnung, d. h. die Vernetzung
dieser Datenbanken innerhalb der Politischen Direktion und des Generalsekre-
tariates des EDA vorgesehen. Inwieweit Zugriffsmöglichkeiten für andere De-
partemente geschaffen werden sollen und können, muss separat geprüft werden.
Damit wären die von der GPK geforderten technischen Mittelvoraussetzungen
geschaffen.

Im Mittelpunkt steht hingegen die Frage des Einsatzes des Politischen Sekretari-
ates. Wie bereits erwähnt, bildet es einen Bestandteil der Politischen Direktion
des EDA und wird damit in erster Linie zu Gunsten des Departementes einge-
setzt. Die Beschaffung, Aufbereitung und Auswertung von Informationen gehö-
ren zu den zentralen Aufgaben des Sekretariates. Dieses wird sich in Zukunft
aber verstärkt mit szenarienabhängiger Planung in Gebieten befassen, die sich
durch grosse Unstabilität kennzeichnen und wo die Entwicklung für die Schweiz
wichtig ist. Für diese Aufgabe sollte insbesondere im Gefolge der Informatisie-
rung mehr Zeit zur Verfügung stehen. Allerdings bleiben diesem Anliegen durch
fehlende personelle Mittel enge Grenzen gesetzt, was zur Konzentration auf
wenige Schwerpunkte zwingt.

Ob und wie das politische Sekretariat gegebenenfalls mit einem künftigen strate-
gischen Nachrichtendienst verknüpft wird, kann noch nicht gesagt werden. Der
Bundesrat hat über die Schaffung eines umfassenden strategischen Nachrichten-
dienstes, wie ihn die PUK-EMD in einem Postulat zur Diskussion gestellt hat,
noch nicht entschieden.

Die vom Bundesrat eingesetzte Arbeitsgruppe hat in ihrem Schlussbericht vom
25. August 1992 die Schaffung eines themenübergreifenden Landesnachrichten-
dienstes angeregt. Dieser würde sich auf die Nachrichtenorgane der einzelnen De-
partemente stützen und hätte in erster Linie die Aufgabe, FUhrungsinformation
zuhanden der Landesregierung zu koordinieren.

Das EMD ist in diesem Geschäft federführend und unterzieht die Ergebnisse der
Arbeitsgruppe gegenwärtig einer vertieften Analyse. Die Schaffung eines Lan-
desnachrichtendienstes wird insbesondere auch im Lichte der Regierungsreform
zu bewerten sein.

Verordnung zu den Internationalen Beziehungen in der Verwaltung

Der Bundesrat ist mit dem Vorschlag einverstanden, Grundsätze über die Be-
handlung der internationalen Beziehungen in der Verwaltung zu erlassen, was in
Form einer Verordnung, gestützt auf das Verwaltungsorganisationsgesetz, gesche-
hen kann. Diese würde über die heutigen Bestimmungen hinausgehen und müss-
te darauf abzielen, die Kohärenz in der Aussenpolitik sicherzustellen. Allerdings
kann dies erst nach Vorliegen des aussenpolitischen Konzeptes und nach Klärung
der andern noch offenen Fragen geschehen. Es wird dabei nicht um eine Ände-
rung der Zuständigkeiten gehen, sondern um die Festlegung und Präzisierung
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von Verhaltensregeln zwischen Departementen, Gruppen und Ämtern im Ver-
kehr mit dem Ausland. Änderungen der Zuständigkeiten können sich allenfalls
aus der Konkretisierung der Regierungsreform ergeben.

Umsetzung von Artikel 47h"a GVG: Mitwirkung des Parlamentes in
aussenpolitischen Fragen

Die Aussenpolitischen Kommissionen beider Räte haben eine gemeinsame Ar-
beitsgruppe unter dem Vorsitz des Präsidenten der Aussenpolitischen Kommis-
sion des Nationalrates eingesetzt, welche - unter Beizug von Mitarbeitern der
Verwaltung - mit der Konkretisierung und Umsetzung des erwähnten Artikels be-
gonnen hat. Durch die gemischte Zusammensetzung der erwähnten Arbeitsgrup-
pe dürfte Gewähr geboten sein, dass dem Anliegen der GPK nach Berücksichti-
gung dieses Artikels in der Konzepterarbeitung Rechnung getragen werden wird.
Ein erster Entwurf zur Umsetzung dieses Artikels ist auf Mitte 1993 zu erwarten.

7 Kenntnisnahme durch die Geschäftsprüfungskommission

Die Geschäftsprüfungskommission hat an ihrer Sitzung vom 9. Februar 1993 in
zustimmendem Sinne von dieser Antwort Kenntnis genommen und auf Wunsch
des Bundesrates ihre zuständige Sektion beauftragt, das Gespräch über die Kon-
kretisierung ihrer Anliegen weiterhin zu pflegen.
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Anhang

Die Sektion hörte die folgenden Personen an:

Departement für auswärtige Angelegenheiten

Herr Jacobi, Staatssekretär
Herr Botschafter Ducrey, Chef des politischen Sekretariats
Herr Giovannini, Vizedirektor DEH
Herr Guldimann, diplomatischer Mitarbeiter, politisches Sekretariat
Herr Botschafter Keusch, Direktor, DIO
Herr Schaller, Generalsekretär EDA
Frau Botschafterin von Grünigen, Stv. Direktorin, Politische Abteilung III
Herr Widmer, Chef des Dienstes KSZE, Politische Abteilung III

Bundesamt für A ussenwirtschaft

Herr Blankart, Staatssekretär
Herr Eichenberger, Chef der Sektion Internationale Energiefragen, IEA
Herr Stingelin, Chef der Sektion OECD
Herr Leduc, Stv. Chef der Sektion OECD
Herr Wasescha, Chef der Abteilung Welthandel, GATT

andere Bundesämter

Herr Brüngger, Chef der Koordinations- und Planungsstelle, BFS
Herr Depeursinge, Chef der Sektion Allgemeine Forschungsfragen, BBW
Herr Kind, Stv. Direktor, BIGA
Herr Lüthi, Vizedirektor, ESTV
Herr Wallimann, Stv. Direktor, BUWAL
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II. Bericht der Geschäftsprüfungskommission
des Nationalrates über ihre Inspektionen

Stellungnahme zur Aufsichtseingabe des Vereins gegen Tierfabriken
(YgT) zum Vollzug der Tierschutzgesetzgebung zuhanden des
Bundesrates (vom 26. Aug. 1992)

Im Rahmen der Behandlung des Geschäftsberichtes 1989 ist die Geschäftsprü-
fungskommission des Nationalrates mit zwei Aufsichtseingaben des Vereins ge-
gen Tierfabriken betreffend Vollzugsprobleme im Tierschutz an den Vorsteher
des Eidg. Volkswirtschaftsdepartementes gelangt. Dieser hat dazu umfassend
Stellung genommen.

Einer Strafanzeige des VgT vom 17. Januar 1991 haben die damaligen Petitions-
und Gewährleistungskommissionen keine Folge gegeben und sie im Sinne einer
Aufsichtseingabe an die Geschäftsprüfungskommission weitergeleitet.

In der Zwischenzeit hat der Verein neun weitere Aufsichtseingaben zur gleichen
Thematik bei unserer Kommission eingereicht. ' -

Auf Ersuchen des Sekretariats hat Herr Dr. Kessler namens des Vereins dessen
Begehren in einer einzigen Eingabe zusammengefasst.

Anlässlich der Plenarsitzung vom 20. August 1992 hat sich die nationalrätliche
Geschäftsprüfungskommission mit der Eingabe materiell befasst. Sie kann dazu
wie folgt Stellung nehmen:

l Stellungnahme zu den einzelnen Rügen in der Eingabe vom
24. Januar 1992

Nachfolgend finden sich in gekürzter Form die Rügen des Vereins gegen Tierfa-
briken und die entsprechenden Stellungnahmen des Eidgenössischen Volkswirt-
schaftsdepartementes vom 5. März und des Bundesamtes für Veterinärwesen
(BVET) vom 14. Mai 1992. Daran schliessen sich Empfehlungen und Stellung-
nahmen unserer Kommission an.

II Tierschutz-Gesetzgebung

III Kastenstände für Sauen

Der VgT rügt, der Bundesrat missachte Artikel 4 Absatz l Tierschutzgesetz, wel-
cher Haltungsarten verbietet, die den Grundsätzen des Tierschutzes widerspre-
chen. Es sei wissenschaftlich erwiesen, dass diese Haltungsart nicht tiergerecht sei.

Das EVD führt aus, dass die Tiergerechtigkeit der Haltung in Kastenständen
oder des Anbindens aufgrund von Forschungsergebnissen und dem vermehrten
Aufkommen anderer Haltungsarten zunehmend in Frage gestellt werde, weshalb
bei einer Revision der Tierschutzverordnung das Verbot von Kastenständen und
Brustgurtenanbindung für Neu- umd Umbauten zu prüfen sei. Das Departement
gibt zu bedenken, dass die Tierhalter für die Anpassung ihrer Ställe zum Teil be-
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trächtliche Investitionen tätigen müssten. Sie verstünden es nicht, wenn heute
noch zugelassene Haltungssysteme kurzfristig verboten würden und ersetzt wer-
den müssten, obwohl sie noch funktionstüchtig seien und sich bewährt hätten.

Die Kommission empfiehlt dem Bundesrat, im Rahmen der hängigen Revision
der Tierschutzverordnung zu prüfen, ob Kastenstände und Brustgurtenanbin-
dung für Sauen mit angemessenen Übergangsfristen verboten werden sollen.

112 Schnabelkürzen bei Küken

Der KgT stellt fest, diese Symptombekämpfungsmassnahme sei bei tiergerechter
Haltung unnötig. Damit würden nur extreme Tierbesatzdichten in Geflügelinten-
sivhaltungen ermöglicht.

Gemäss EVD ist im Rahmen einer Arbeit der ETH Zürich aus dem Jahre 1984
festgestellt worden, dass das Coupieren der Schnäbel für die Tiere im Moment
der Manipulation wahrscheinlich schmerzhaft sei und die Leistungsfähigkeit des
Schnabels einschränke. Das BVET werde deshalb prüfen, ob das prophylakti-
sche Coupieren der Schnäbel im Grundsatz zu verbieten ist.

Kannibalismus und Federpicken: Das BVET vertritt die Auffassung, dass diese
Verhaltensstörungen in allen Haltungen und bei allen Besatzdichten auftreten,
auch in Auslaufhaltungen. Bisher sei es nicht gelungen, das Problem in den Griff
zu bekommen. Im April 1992 habe hierzu eine Besprechung zwischen interessier-
ten Geflügelhaltern, dem Schweizer Tierschutz, Wissenschaftlern verschiedener
Veterinär-medizinischer Fakultäten, der Schweizerischen Geflügelzuchtschule
und dem B VET zum Thema Kannibalismus (auch bei der Trutenmast) stattgefun-
den. Dabei sei das weitere Vorgehen für ein Forschungsprojekt zu diesem Thema
und für einen regelmässigen Erfahrungsaustausch eingehend besprochen worden.

Die Kommission empfiehlt dem Bundesrat, das Schnäbelcoupieren im Rahmen
der hängigen Revision der Tierschutzverordnung zu überprüfen. Das BVET wird
angehalten, die Untersuchungen über die Ursachen der Verhaltensstörungen im
dargelegten Sinn weiterzuführen und allenfalls daraus Schlüsse für ein Verbot zu
ziehen. Dabei ist möglicherweise zwischen Legehennenhaltung der Pouletmast
und der Trutenmast zu unterscheiden.

113 Schwanzcoupieren bei Ferkeln

Die Begründung des VgT entspricht jener der Ziffer 112.

Das Schwanzcoupieren, welches dem Schwanzbeissen vorbeugen soll, stellt nach
Ansicht des BVET eine reine Symptombekämpfung dar. Bei tiergerechten Auf-
stallungen könne auf diesen Eingriff verzichtet werden. Da aber noch nicht in al-
len heute üblichen Ställen mit aller Garantie ein Auftreten von Schwanzkanniba-
lismus verhindert werden könne, sei die Möglichkeit des Schwanzcoupierens bis-
her nicht verboten worden. Der Eingriff bei neugeborenen Ferkeln werde wesent-
lich weniger schwer eingestuft als eventuell später auftretende Schäden durch
Schwanzbeissen. Selbst das Schwanzcoupieren könne aber das Schwanzbeissen
nicht verhindern, lediglich das Ausmass des Auftretens werde damit reduziert.
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Auch das BVET führt an, es handle sich beim Schwanzcoupieren um eine reine
Symptombekämpfung. Es sagt jedoch nicht, wie die Ursachen bekämpft werden
können. Die Kommission empfiehlt daher dem Bundesrat, die Forschung für
eine tiergerechte Haltung von Ferkeln voranzutreiben.

114 Dämmerlicht-Haltung von Hühnern

Der VgT rügt, das Abdunkeln sei ebenfalls eine reine Symptombekämpfungs-
massnahme gegen den Kannibalismus. Hühner seien stark lichtorientiert und rea-
gierten körperlich und in ihrem Verhalten stark auf Sonnenstand sowie Tages-
und Jahreslauf.
Tageslicht: Nach Ansicht des BVET muss in allen Ställen Tageslicht vorhanden
sein, es sei denn, der Aufwand für den Einbau von Fenstern bei Umbauten sei un-
verhältnismässig. Die kumulativ zu erfüllenden Kriterien für einen Verzicht des
Fenstereinbaus finden sich in der Informationsschrift des BVET vom 18. April
1986 «Haltungssysteme für Legehennen und anderes Hausgeflügel».

Vorübergehend, längstens jedoch bis zum Ende des laufenden Umtriebes, könne
auf Tageslicht verzichtet werden, wenn dadurch das Auftreten von Kannibalis-
mus verhütet oder vermindert werden könne. Das BVET vertritt die Meinung,
dass der Kannibalismus, der auch in tiergerechter Haltung auftrete, nicht alleine
durch die Reduktion der Besatzdichte verhindert werden könne. Die Reduktion
des Tageslichtes sei bei gewissen Konstellationen, in Verbindung mit anderen
Massnahmen, unabdingbar. Das Amt bestätigt die von ihnen vertretene Auffas-
sung, dass die Reduktion des Tageslichtes reine Symptombekämpfung ist.
Beleuchtungsstärke: Das BVET führt aus, die notwendige Beleuchtungsstärke
sei nicht in allen Funktionsbereichen eines Haltungssystems gleich. Wechselnde
Lichtverhältnisse würden die Umgebung der Tiere'bereichern. Die Lage des Stall-
gebäudes im Gelände, benachbarte Bauten, die Farbe der Innenwände und die
Farbe der Tiere habe einen starken Einfluss auf die gemessenen Luxwerte. Es er-
scheine daher nicht sinnvoll, Mindestfensterflächen in der Geflügelhaltung vorzu-
sehen. Messungen hätten ergeben, dass 2-3 Prozent Fensterfläche (bezogen auf
die Stallfläche) eine gute Ausleuchtung des Stalls bei durchschnittlicher Aussen-
beleuchtung erlaube.

Die Kommission anerkennt, dass es bei gewissen Umbauten unverhältnismässig
wäre, den Einbau von Fenstern zu verlangen. Sie geht davon aus, dass wegen der
kumulativen Anwendung der in der zitierten Informationsschrift des BVET ge-
nannten Kriterien, welche für das Amt verbindlich sind, nur ausgesprochen sel-
ten auf einen Fenstereinbau verzichtet werden kann.
Die Kommission geht mit dem BVET darin einig, dass der aufgrund verschiede-
ner Ursachen auftretende Kannibalismus in gewissen Fällen eine Reduktion oder
ein vorübergehender Verzicht des Tageslichts erfordert. Eine solche Massnahme
dürfte ihrer Ansicht nach aber dann nicht zur Anwendung kommen, wenn damit
nur die Erhöhung der Besatzdichte beabsichtigt ist.
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115 Einzelhaltung von Kälbern

Der VgT gibt an, die jungen, spielfreudigen Tiere könnten ihr ganzes Leben kei-
nen Schritt gehen und sich nicht umdrehen. Ausserdem werde ihnen jeglicher So-
zialkontakt mit Artgenossen verunmöglicht. Hierfür bestehe weder eine wirt-
schaftliche noch eine betriebliche Rechtfertigung. Die Gruppenhaltung von Käl-
bern sei praxiserprobt und wirtschaftlich.

Gemäss EVD werden die Anbindehaltung und die Haltung in Einzelboxen von
bis zu drei Wochen alten Kälbern von Tierschutzkreisen kaum in Frage gestellt,
Vorausgesetzt, die Boxen hätten ausreichende Masse.

Hingegen sei die Einzelhaltung von älteren Kälbern umstritten. Im Rahmen ei-
ner Revision der Tierschutzverordnung werde daher zu prüfen sein, ob über drei
Wochen alte Kälber nicht in Gruppen gehalten werden sollten.

Die Kommission empfiehlt dem Bundesrat, im Rahmen der härigigen Revision
der Tierschutzverordnung ein Verbot der Einzelhaltung von über drei Wochen al-
ten Kälbern zu prüfen. Davon ausgenommen sein müsste die Haltung in Hütten
mit Auslauf (Kälberhütten) sowie die Anbindehaltung in kleinen Betrieben des
Berggebiets, welche auf die Kälbermast angewiesen sind, falls die geringe Anzahl
unterschiedlich grosser Kälber keine Gruppenhaltung erlaubt.

116 Kaninchenhaltung in Gitterkäfigen

Der VgT rügt, diese Haltungsart widerspreche Artikel 4 Absatz l Tierschutzge-
setz.

Das BVET vertritt die Meinung, Gitterböden könnten nicht generell als nicht tier-
gerecht betrachtet werden. Ein Gitterboden, der nicht zu Verletzungen führe und
durch welchen die Tiere nicht durchtreten könnten, seit vertretbar. Die Gitterhal-
tung von Kaninchen habe vor allem hygienische und arbeitstechnische Vorteile.
Der Tatsache, dass sich die Tiere nur beschränkt ein eigenes Mikroklima auf ei-
nem Gitterboden aufbauen könnten, werde dadurch Rechnung getragen, dass
einstreulose Kaninchenhaltung nur in klimatisierten Räumen zugelassen sei.

Gruppenhaltung der weiblichen Mastkaninchen in strukturierten Buchten schei-
ne auch in intensiveren Betrieben möglich zu sein. Bei der Mast der männlichen
Kaninchen in grösseren Gruppenhaltungen seien aber derart Probleme aufgetre-
ten, dass diese Haltungsform nicht generell habe empfohlen werden können. Aus
diesen Gründen habe das BVET bei der letztjährigen Revision der Tierschutzver-
ordnung darauf Verzichten müssen, ein Verbot der Käfighaltung von Kaninchen
zu beantragen.

Die Behauptung, die neuen Vorschriften seien vorrangig aus wirtschaftlichen
Überlegungen erlassen worden, sei nicht zutreffend. Die Bestimmungen stellten
ein für die Tiere vertretbares Minimum dar.

Die Kommission ist sich bewusst, dass die Forschung auf dem Gebiet der artge-
rechten Haltung von Kaninchen noch nicht so weit gediehen ist wie etwa bei Käl-
bern, Schweinen und Hühnern. Den betroffenen Stellen muss daher mehr Zeit
zur Entwicklung tiergerechter Haltungssysteme eingeräumt werden.
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Die Kommission hat zur Zeit nicht genügend Anhaltspunkte, um von der Hal-
tung des BVET abzuweichen.

117 Beschäftigung von Schweinen

Der VgT führt aus, mit den unzureichenden Beschäftigungsvorschriften des
BVET würden diejenigen Tierhalter geschützt, welche noch immer an Kasten-
ständen und Vollspaltböden, die eine ausreichende Beschäftigung erschwerten,
festhielten. Zudem seien die Mindestangaben für die Verabreichung von Stroh
völlig ungenügend.

Die Hauptschwierigkeit besteht gemäss EVD darin, dass viele Tierhalter nicht
einsichtig seien und der Beschäftigung nur eine untergeordnete Rolle beimessen
würden. Dem könne nicht mit strengeren Vorschriften begegnet werden, weil das
nötige Verständnis der Tierhalter fehle. In diesem Bereich sei Informations- und
Überzeugungsarbeit mittels Publikationen in landwirtschaftlichen Zeitschriften
oder anlässlich von Vorträgen zu leisten.

Untersuchungen hätten gezeigt, dass die Verabreichung einer Handvoll Stroh ge-
nügt, damit sich Ferkel über längere Zeit beschäftigen könnten. Für Mastschwei-
ne genügten zwei bis drei Handvoll Stroh für zehn Tiere.

Die Kommission teilt die Ansicht des EVD, dass das Verständnis der Tierhalter
für die Beschäftigung von Schweinen mittels Informations- und Überzeugungsar-
beit gefördert werden muss.

Hingegen scheint ihr, dass die Mindestangaben in den Beschäftigungsrichtlinien
für die Verabreichung von Stroh für Mastschweine überprüft werden sollten.

118 Wachtel-Intensivhaltung

Der VgT hält fest, mittels Richtlinie erlaube das BVET die Batterie-Käfig-Hal-
tung für diese Wildtiere, obwohl noch keine artgerechten Systeme entwickelt wor-
den seien.

Vom BVET wird zugestanden, dass die 1982 herausgegebene Information über
Haltungsbedingungen gewerbsmässiger Wachtelzuchten aus heutiger Sicht über-
holt ist und angepasst werden muss, sobald die notwendigen Entscheidungsgrund-
lagen vorhanden sind. Ideen und Vorstellungen für ein neues, tiergerechtes Hal-
tungssystem seien noch nicht vorhanden. Aus diesem Grund beabsichtigt das
BVET, 1993 ein Forschungsprojekt zu initiieren. Das Amt rechnet mit einer
Durchführungsdauer von drei Jahren.

Das BVET widersetzt sich einem Verbot der Wachtelhaltung im jetzigen Zeit-
punkt mit der Begründung, die Produktion in der Schweiz würde damit verun-
möglicht; der Bedarf an Wachteln würde einfach aus dem umliegenden Ausland
gedeckt. .

Die Kommission empfiehlt dem BVET, so rasch als möglich ein tiergerechtes Hal-
tungssystem zu entwickeln bzw. dessen Entwicklung zu fördern. Sie anerkennt,
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dass die Erarbeitung der nötigen Entscheidgrundlagen Zeit erfordert. Die ange-
gebene Entwicklungsphase von mehr als drei Jahren erscheint aber als zu lange.

Eine entsprechende Regelung ist in der Tierschutzverordnung zu verankern.

12 Oberaufsicht über den Vollzug

121 Prüfung von Stalleinrichtungen

Der VgT rügt, das BVET missbrauche die Übergangsbestimmungen der 1981 in
Kraft gesetzten Tierschutzverordnung zur weiteren Tolerierung der als nicht tier-
gerecht bekannten Kastenstände für Sauen.

Laut Aussage des EVD haben verschiedene Stallbaufirmen im Rahmen des Prüf-
und Bewilligungsverfahrens für serienmässig hergestellte Aufstallungssysteme
und Stalleinrichtungen Bewilligungsgesuche für Kastenstände, Brustgurtanbin-
dungen und Abferkelbuchten eingereicht. Während der praktischen Prüfung
habe sich: aber gezeigt, dass diese Systeme die Anforderungen an eine tiergerech-
te Haltung nicht erfüllen und praxisreife Alternativen nicht zur Verfügung ste-
hen. Die Systeme seien aber durch die Tierschutzverordnung zur Zeit noch zuge-
lassen, weshalb man die Gesuche nicht habe abweisen können. Sie seien daher
nicht weiterbehandelt worden, weil in der Zwischenzeit mehrere Projekte zur
Entwicklung alternativer Haltungssysteme, welche mit Forschungsmitteln des
BVET unterstützt worden seien. Praxisreife erlangt hätten.

Die Kommission ist von der Antwort des EVD befriedigt. Sie erwartet aber, dass
Entscheide über die Gesuche rasch nach der laufenden Revision der Tierschutz-
verordnung getroffen werden.

122 Fehlbare Tierhalter und kantonale Beamte

Der VgT schreibt, der Kantonstierarzt von Fribourg habe in der Presse bekannt-
gegeben, er denke nicht daran. Kontrollen in den Ställen durchzuführen.

Das EVD führt aus, der Vollzug der Tierschutzgesetzgebung sei Sache der Kan-
tone. Ausgestaltung und Intensität der Kontrolltätigkeit würden von den zustän-
digen kantonalen Behörden nach Massgabe der kantonalen Gesetzgebung und
Praxis bestimmt. Die von der Direktion des Innern und der Landwirtschaft des
Kantons Freiburg vertretene Auffassung, dass keine Verpflichtung bestehe, die
Tierhaltung allgemein zu überprüfen, ausser im Fall konkreter Hinweise auf die
Nichteinhaltung der Tierschutzvorschriften, sei aufsichtsrechtlich nicht zu bean-
standen. Das bedeute aber nicht, dass das BVET nichts unternehme, um die zu-
ständigen Behörden zu einem wirksameren Vorgehen anzuhalten. Es habe sich
seit Jahren an seinen Ausbildungstagungen und Kantonstierärztekonferenzen
für einen optimalen Vollzug sowie für Betriebskontrollen und Selbstdeklaratio-
nen ausgesprochen.

Die Kommission ist von der Antwort des EVD befriedigt.

Nach Aussage des VgT hat der Kantonstierarzt von Zürich erklärt, die Richtli-
nien des BVET seien unverbindlich, er könne daher wegen eines Verstosses ge-
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gen diese nicht einschreiten. Das vom B VET in der Folge in Auftrag gegebene ju-
ristische Gutachten habe ergeben, die BVET-Richtlinien seien für die kantona-
len Behörden verbindlich, für die Tierhalter aber nur, wenn entsprechende kanto-
nale Vorschriften erlassen worden seien.

Nach Auffassung des EVD werden die Richtlinien des BVET dann verbindlich,
wenn sie in einer von der kantonalen Vollzugsbehörde erlassenen Verfügung zur
Auslegung einer'Bestimmung der Tierschutzgesetzgebung herangezogen wor-
den sind.

Die Kommission teilt die Rechtsauffassung des EVD.

Der VgT bemängelt, im Kanton Zug habe der Kantonstierarzt im Zusammen-
hang mit einer Anzeige des VgT gegen einen Schweinehalter ein Gutachten er-
stellt, worin er zum Schluss komme, die Erfüllung der Beschäftigungsvorschriften
für Schweine sei beim aktuellen Stand der Wissenschaft praktisch nicht durch-
führbar. Das BVET habe diese Auffassung mit der Stellungnahme gestützt, seine
Richtlinien seien nicht deutlich genug formuliert gewesen. Zudem habe das Amt
darauf verzichtet, gegen den EinsteLlungsbeschluss der Untersuchungsbehörden
Amtsklage zu erheben.

Das EVD stellt fest, dass die Einstellung der Strafuntersuchung eine Folge der da-
mals geltenden, nicht ausreichend konkretisierten Richtlinien gewesen sei. Diese
Einschätzung und der Respekt vor der kantonalen Gerichtshoheit sowie die Ein-
sicht, als Verwaltungsbehörde im Bereich der richterlichen Gewalt Zurückhal-
tung zu üben, hätten das BVET veranlasst, auf die Einreichung einer Anzeige bei
der zuständigen Instanz des Kantons Zug zu verzichten.

Der Kommission ist nicht ersichtlich, weshalb das BVET von den ihm zur Verfü-
gung stehenden Mitteln der Oberaufsicht, hier der Amtsklage gemäss Artikel 32
Tierschutzgesetz, nicht vollumfänglich Gebrauch machen sollte (siehe nachfol-
gend Ziff. 4 [Mittel des, Vollzugs]). : ,.

Gemäss VgT haben das Bundesamt für Gesundheitswesen und das BVET im
Anschluss an die Fernsehsendung «Kassensturz» festgestellt; ihr Kreisschreiben
bezüglich Mindestanforderungen an die Freilandhühnerhaltung sei unverbind-
lich.

Das EVD führt aus, auf Wunsch von Konsumentenkreisen habe das BVET 1984
eine Informationsschrift zur Freilandhaltung erstellt. Die veröffentlichten Anga-
ben hätten keinen rechtlich verbindlichen Charakter, da die Tierschutzgesetzge-
bung keine Rechtsgrundlage biete, um bestimmte Haltungsformen im Hinblick
auf deren Deklaration auf den Packungen von Lebensmitteln zu definieren.
Ebensowenig könne das Lebensmittelgesetz als Grundlage herangezogen wer-
den.

Die Kommission teilt die Rechtsauffassung des EVD.

13 Gesamtbeurteilung

Nach Ansicht des VgT besteht ein landesweiter Vollzugsmissstand. Mit einem
«fortschrittlichen» Tierschutzgesetz werde die Öffentlichkeit beruhigt, mit einem
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raffinierten Nicht-Vollzug werde gleichzeitig dafür gesorgt, dass das Gesetz keine
Auswirkungen auf die Praxis habe.

Mängel im Vollzug werden vom EVD nicht bestritten. Den vom VgT gemachten
Vorwürfen wird jedoch entschieden widersprochen. Die Tierschutzgesetzgebung
habe namentlich in der Rindvieh-, Schweine-, Kaninchen-, Geflügel-, Wildtier-
und Versuchstierhaltung sowie im Zoohandel, in der Tierpflegerausbildung und
im Bereich der Tierversuche wesentliche Verbesserungen gebracht.

Die Kommission teilt grundsätzlich die Auffassung des EVD, ist jedoch der Mei-
nung, dass erkannte Probleme rasch gelöst werden sollten.

2 Zur Tierschutzverordnung im allgemeinen

Die Kommission hat festgestellt, dass die Tierschutzverordnung sehr viele unbe-
stimmte Rechtsbegriffe enthält. Formulierungen wie «... Tageslicht, wenn mög-
lich», «zeitweilig Auslauf» oder «ausreichend Platz» lassen verschiedene Interpre-
tationsmöglichkeiten zu, was zu unterschiedlicher Handhabung der Tierschutzge-
setzgebung führen kann. Diese Meinung vertritt ebenfalls das EVD.

Die Kommission ist, in Übereinstimmung mit dem EVD, zur Auffassung gelangt,
dass die Verordnung zu viele unbestimmte Rechtsbegriffe enthält, was der unter-
schiedlichen Handhabung der Tierschutzgesetzgebung Vorschub leistet. Sie emp-
fiehlt dem Bundesrat, diesem Punkt im Rahmen der hängigen Revision der Tier-
schutzverordnung die nötige Beachtung zu schenken.

3 Stand der Revision Tierschutzverordnung

Die Revision wird seit Herbst 1991 im B VET vorbereitet. 1992 finden verschiede-
ne Sitzungen mit externen Experten statt. 1993 soll der Entwurf in die Vernehm-
lassung.gehen. Überarbeitet werden folgende Kapitel der Verordnung: Allgemei-
ne Tierhaltungsvorschriften, Haustiere (allgemeine Bestimmungen, Haltung von
Rindvieh, Schweinen und Hausgeflügel), Wildtiere, Tiertransporte, Eingriffe
und verbotene Handlungen. Neu geregelt werden sollen folgende Punkte: Hal-
tung von Pferden, Haltung von Schafen und Ziegen, Tierzucht (Vermeiden züch-
tungsbedingter Schmerzen, Leiden oder Schäden). Schlachtviehbetäubung.

Die Kommission nimmt vom Zeitplan Kenntnis.

4 Mittel des Vollzugs

Das EVD hat auf Wunsch der Kommission eine Liste erstellt, auf welcher die von
ihm angewandten Mittel der Oberaufsicht enthalten sind. Informationshalber
seien sie nachfolgend kurz wiedergegeben:
- Richtlinien und Informationen für Kantone und Tierhalter
- Ausbildungstagungen für kantonale Behörden (Amtstierärzte und andere

Vollzugsorgane
- Beratungen, Gutachten, Stellungnahmen im Einzelfall
- Mahnungen/Aufrufe des Amtsdirektors zu wirksamerem Vollzug
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- Pressemitteilungen/Pressekonferenzen
- weitere Öffentlichkeitsarbeit (Vorträge, Publikationen usw.)
- Umfragen bei Kantonen

Aus dieser Aufstellung wird für die Kommission ersichtlich, dass das Amt grosse
Anstrengungen zur Umsetzung der Tierschutzgesetzgebung unternimmt.

5 Schlussfolgerungen der Geschäftsprüfungskommission

Die Geschäftsprüfungskommission des Nationalrates anerkennt, dass seit
Inkrafttreten des Tierschutzgesetzes auf dem Gebiete des Tierschutzes grosse
Anstrengungen unternommen und Fortschritte erzielt wurden.

Die Kommission ist sich bewusst, dass der Vollzug der Tierschutzgesetzgebung
Sache der Kantone ist und dem Bund nur die Oberaufsicht obliegt, was die ein-
heitliche Durchsetzung von Tierschutzbestimmungen sowie deren Kontrolle
erschwert.

Sie kommt zum Schluss, dass die in der Eingabe vom 24. Januar 1992 geäusserten
Anliegen teilweise berechtigt sind, was auch von den verantwortlichen Stellen
zugestanden wird.

Die Geschäftsprüfungskommission fordert den Bundesrat auf, die Revision der
Tierschutzverordnung zügig voranzutreiben und der Vollzügsproblematik im
Bereich Tierschutzgesetzgebung grössere Aufmerksamkeit zu schenken. Dem
B VET empfiehlt sie, sämtliche Mittel der Oberaufsicht einzusetzen.

Die Kommission wird im Laufe des Jahres 1993 prüfen, ob ihre Anliegen und
Empfehlungen vom Bundesrat, dem Eidg. Volkswirtschaftsdepartement sowie
vom BVET berücksichtigt bzw. umgesetzt worden sind.

Die Geschäftsprüfungskommission ist der Auffassung, dass Fortschritte in die-
sem Bereich nur mittels gemeinsamer Anstrengungen erzielt werden können. Es
scheint ihr deshalb wichtig, dass ein Kompromiss zwischen den berechtigten
Anliegen der Produzenten (Tierhalter) und denjenigen des Tierschutzes gefun-
den werden kann. Das lässt sich nur mit gegenseitigem Verständnis und Ge-
sprächsbereitschaft bewerkstelligen.
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III. Verzeichnis der Aufsichtseingaben, die im Jahre 1992
von den Geschäftsprüfungskommissionen behandelt
worden sind

Nachfolgend findet sich eine Zusammenstellung derjenigen Eingaben, die for-
mell im Plenum der jeweiligen Kommission behandelt wurden. Ihr Anteil an
sämtlichen Eingaben ist stark rückläufig, was eine direkte Folge der Umsetzung
des neugeschaffenen Leitbildes der Geschäftsprüfungskommissionen ist. Die
überwiegende Mehrzahl der Eingaben wurde einer Sektion zum Entscheid vorge-
legt bzw. die Verfahren konnten durch das Sekretariat selber wegen fehlender Zu-
ständigkeit, Rückzug oder offensichtlicher Unbegründetheit abgeschlossen wer-
den. Zudem erledigte das Sekretariat wiederum einige Fälle mittels Weiterlei-
tung an die zuständige Behörde oder durch Vermittlung. Die Zahl der eingegan-
genen Eingaben, hat sich mit 52 auf dem Niveau der Vorjahre (mit Ausnahme von
1991) stabilisiert. Ende 1992 waren 23 Eingaben pendent.

Auffallend ist, dass sich viele Eingaben gegen Gerichte und Verwaltungsjustiz-
behörden richten. In diesem Bereich sind die Möglichkeiten der Geschäftsprü-
fungskommissionen als parlamentarisches Organ beschränkt: Aus Gründen der
Gewaltenteilung wird einzig geprüft, ob das Gericht mit seinem Entscheid funda-
mentale Verfahrensgrundsätze, wozu insbesondere die Verbote der formellen
Rechtsverweigerung und der Gehörsverweigerung zählen, verletzt hat.

Erneut ist an dieser Stelle darauf hinzuweisen, dass die Geschäftsprüfungskom-
missionen nicht auf Eingaben eintreten können, die sich gegen Entscheide und
Vorkehren kantonaler oder kommunaler Gerichte und Behörden richten.

Z« den einzelnen, im Plenum der jeweiligen Kommission behandelten Eingaben:

Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes muss auf die Wiedergabe einer Ein-
gabe verzichtet werden.

/. Eingaben betreffend Asylpolitik (Nationalrat)

Siehe Amtl. Bull. N 7992 1169 ff. (Hinweise zur Asylpraxis - Bericht der Ge-
schäftsprüfungskommission vom 19. Mai 1992)

2. Eingaben des Vereins gegen Tierfabriken gegen das EVD und das BVET
(Nationalrat)
Siehe Ziffer II des Berichts.

Zur Zeit führt eine Sektion der ständerätlichen Kommission eine Inspektion zum
Thema Tierschutz durch.

3. W. ]., Muttenz, gegen das EDA (Ständerat)

Im Verlaufe des Projektauswahlverfahrens für den Schweizer Pavillon an der
Weltausstellung 1992 in Sevilla sind nach Ansicht des Gesuchstellers gravierende
Mängel zu Tage getreten, welche aufsichtsrechtliche Schritte erforderlich ma-
chen würden. Die zuständige Sektion der Geschäftsprüfungskommission führt in
der Folge einen Meinungsaustausch mit dem Departementsvorsteher EDA und
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dessen Generalsekretär durch. Anlässlich der Prüfung des Geschäftsberichts '91
werden weitere Fragen vom Bundesrat beantwortet.

Als Organ der parlamentarischen Oberaufsicht hat die Kommission nicht zu beur-
teilen, ob die Projektauswahl richtig ausgefallen ist, weil es sich dabei um einen
Ermessensentscheid der dafür zuständigen Koordinationskommission für die Prä-
senz der Schweiz im Ausland (KOKO) handelt. Hingegen steht für die Kommis-
sion fest, dass Unklarheiten im Verfahrensablauf bestehen. Sie verlangt, dass die
vom Departementsvorsteher angekündigten Konsequenzen umgesetzt werden
und unterbreitet dem EDA Vorschläge, wie die künftige Organisationsstruktur
aussehen könnte: Zusammenfassend wird die Schaffung der (Teilzeit-)Funktion
eines «Beauftragten für Weltausstellungen» befürwortet und gewünscht, dass in
den Fällen, in denen die Schweiz einen eigenen Bau errichtet, nach dem Verfah-
ren der Bauprojektierung vorgegangen wird. In der Ausführungsphase soll das
Amt für Bundesbauten verantwortlich zeichnen. Die ständerätliche Kommission
wendet sich aus staatspolitischen Gründen gegen eine Ausgliederung an einen pri-
vaten Träger, bevor die Auswahl des Projektes getroffen ist.

Das EDA hält in seinem Antwortschreiben fest, die Diskussionen über die künfti-
ge Struktur im Bereich «Weltausstellungen» würden mit dem neuen Präsidenten
der KOKO, alt Staatssekretär K. Jàcobi, weitergeführt. Sie orientierten sich in-
haltlich an den Empfehlungen der GPK. Eine Einheit für die zukünftige Bewälti-
gung dieser Aufgaben ausserhalb des Generalsekretariats figuriere in den Stellen-
begehren des EDA für 1993.

Die Kommission überprüft im Rahmen der Behandlung des Geschäftsberichtes
'92, inwieweit und in welcher Form die Empfehlungen umgesetzt worden sind.

4. Association des Suisses spoliés d'Algérie ou d'outre-mer gegen den Bundesrat
(Ständerat)

In der Herbstsession 1991 überweist der Nationalrat mit 28 zu 27 Stimmen eine
Motion von Nationalrat Houmard vom 21. März 1990, worin der Bundesrat ver-
pflichtet wird, dem Parlament einen Bundesbeschluss zur Gewährung eines Ver-
pflichtungskredites zu unterbreiten, damit die ehemaligen Algerien-Schweizer,
die ihr Eigentum durch Verstaatlichung oder ähnliche Massnahmen im Zuge der
Unabhängigkeit Algeriens im Jahre 1962 verloren haben, durch den Bund ent-
schädigt werden können.

Auf Antrag von SR Petitpierre setzt der Ständerat seinen Entscheid am 10. März
1992 bis zur erneuten Behandlung durch die aussenpolitische Kommission bzw.
die Geschäftsprüfungskommission, bei welcher durch die Association in der näm-
lichen Angelegenheit eine Aufsichtseingabe eingereicht wurde, aus.

Die Geschäftsprüfungskommission des Ständerates kommt bei der Behandlung
der Eingabe zu folgendem Schluss:

Im Rahmen der parlamentarischen Oberaufsicht haben sich die Geschäftsprü-
fungskommissionen u. a. mit der Geschäftsführung des Bundesrates auseinander-
zusetzen. Nicht zur Diskussion steht in diesem Rahmen die Frage, ob die schwei-
zerischen Nationalisierungsschäden in Algerien durch die Eidgenossenschaft ab-
zugelten seien, wie dies die Motion Houmard verlangt. Es handelt sich hierbei um
einen rein politischen Entscheid, der nicht in den Zuständigkeitsbereich der Ge-
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schäftsprüfungskommissionen fällt. Die Kommission hat daher zu prüfen, ob der
Bundesrat die notwendigen Schritte unternommen hat, um auf Verhandlungsba-
sis zu einer befriedigenden Lösung zu kommen: Der Bundesrat führt in seiner
Stellungnahme aus, alle bisherigen Bemühungen um eine Wiedergutmachung
der Nationalisierungsschäden seien ergebnislos verlaufen.

Der Bundesrat ist zum Schluss gekommen, weitere Verhandlungen würden sich
zur Zeit nicht rechtfertigen. Er wird sich erst wieder mit der Angelegenheit be-
fassen, wenn die Umstände neue Verhandlungen zulassen.

Die ständerätliche Geschäftsprüfungskommission ist von der Antwort des Bun-
desrates insofern befriedigt, als sie die bisher unternommenen Schritte als
adäquat erachtet.

5. 77i. /., Finstersee, gegen das Bundesgericht

Nachdem die II. Zivilabteilung des Bundesgerichts drei im Wortlaut praktisch
identische Nichteintretensentscheide in Revisionsverfahren, welchen der gleiche
Sachverhalt zugrunde lag. gefällt und der Gesuchstellerin je 300 Franken Ge-
richtsgebühren auferlegt hat, wendet sich diese an die nationalrätliche Geschäfts-
prüfungskommission. Dies zuständige Sektion gelangt in der Folge an das Bun-
desgericht mit der Frage, ob die dreifache Erhebung der Spruchgebühr ständiger
Praxis entspreche.

Der Präsident der Bundesgerichts bejaht dies mit dem Hinweis, dass das Vorge-
hen wesentlich davon abhänge, ob für die Beschwerdebehandlung ein Dossier
genüge oder ob alle herangezogen werden müssten. Er verweist dazu auf die
Teilrevision der Bundesrechtspflege, welche den Spielraum für den Erlass von
Gerichtsgebühren vergrössert und die Limite erhöht habe. Die Festlegung der
Gebühren innerhalb dieses Rahmens stehe im Ermessen des Gerichts, welches
dabei auch die Aussichtslosigkeit der Begehren gewichten könne.

Die Kommission kommt zum Schluss, dass die erhobenen Gebühren im konkre-
ten Fall zwar eine gesetzliche Grundlage haben, hingegen eine interne Richtlinie
für die Gebührenpraxis, wie sie die kantonalen Gerichte kennen, fehlt. Das Ge-
richt wird in der Folge aufgefordert, diesen Mangel zu beheben.

6. C. S. D., Schaff/lausen, gegen den Bundesrat (Nationalrat)

Der Gesuchsteller rügt, das Eidg. Departement für auswärtige Angelegenheiten
sei, entgegen den Aussagen des Departementsvorstehers im Nationalrat, nicht in
der Lage gewesen, die juristischen und administrativen Voraussetzungen dafür zu
schaffen, damit die Auslandschweizer an den Nationalratswahlen von Herbst
1991 hätten teilnehmen können.

Das Departement setzt sich in seiner Stellungnahme mit dem Vorwurf des
Gesuchstellers auseinander und zeigt detailliert auf, worin die Gründe für die
Verspätung liegen (so u. a. Beachtung der Referendumsfrist, Durchführung einer
Vernehmlassung bezüglich Ausführungsverordnung und Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des revidierten Gesetzes).

Es räumt ein, dass der Zeitbedarf für die Anpassungsarbeiten in Bund, Kantonen
und Gemeinden (etwa für die Neuprogrammierung des in den ausländischen Ver-
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tretungen installierten Informatiksystems IMMAPRO und die erforderliche
Änderung kantonalen Rechts) unterschätzt worden sei.

Die nationalrätliche Kommission akzeptiert die vom Bundesrat vorgebrachten
Gründe für die Verzögerung der Einführung des brieflichen Stimm- und Wahl-
rechts für Auslandschweizer und sieht sich zu keinen weiteren aufsichtsrechtli-
chen Schritten veranlasst.

7. F. !., Jongny, gegen den Sonderbeauftragten für Staatsschutzakten (Nationalrat)

Im Zusammenhang mit der Einsicht in die gegen den Gesuchsteller angelegten
Staatsschutzakten wirft dieser Behörden des Bundes und des Kantons Luzern
unkorrektes Verhalten vor, welches ruinöse Folgen für ihn gehabt hätte.

Der Gesuchsteller muss darauf aufmerksam gemacht werden, dass auf die Einga-
be, soweit sie sich gegen kantonale Instanzen richtet, mangels Legitimation nicht
eingetreten werden kann und für die Ficheneinsicht ein geregeltes Besehwerde-
verfahren vom Sonderbeauftragten an den Bundesrat besteht, mithin die Ge-
schäftsprüfungskommission auch hier nicht zuständig ist. Was des weiteren eine
Strafanzeige gegen den Sonderbeauftragten für Staatsschutzakten betrifft, so
ist zu deren Behandlung die Bundesanwaltschaft zuständig.
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